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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Teilbeschäftigungsgesetzes 

vom 11. Februar 1991 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Das Teilbeschäftigungsgesetz vom 22. Januar 1983 (GVOBL 
S. 86), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 30.1.1988
(GVOBL S. 22), wird wie folgt geändert:

Artikel I 

1. Die Überschrift des Kirchengesetzes wird geändert:

,,Kirchengesetz zur Regelung von eingeschränkten Dienst­
verhältnissen für Pastoren (Teilbeschäftigungsgesetz)".

' 

2. § 4 Abs. 1 wird durch folgende Fassung ersetzt:

„Die Dauer des eingeschränkten Dienstverhältnisses eines
Pastors soll mindestens drei und höchstens acht Jahre
betragen. Bis zum 31. Dezember 1993 können auch

eingeschränkte Dienstverhältnisse bis zu 15 Jahren begrün­
det oder bereits bestehende eingeschränkte Dienstverhält­
nisse auf insgesamt 15 Jahre verlängert werden." 

3. In§ 7 Abs. 5 wird ein neuer Satz 2 eingefügt:

„Im Falle der gegenseitigen Vertretung während des
Erziehungsurlaubs erhält jeder der Ehegatten, der die
Vertretung wahrnimmt, seine volle im Kirchenbesoldungs-
gesetz festgesetzte Besoldung."

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

4. § 8 Sätze 2 und 3 entfallen.

Artikel II 

Das N ordelbische Kirchenamt wird beauftragt, den Wortlaut 
des Teilbeschäftigungsgesetzes unter Wahrung des Rechts­
klarheits- und des Rechtssicherheitsgebotes in geschlechterge­
rechter Sprache neuzufassen und zu veröffentlichen. 
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Artikel IIl 

Dieses Kirchengesetz tritt am T,,gl' n,,ch sl'iner Vcrkundung 
in Kraft. 

Das vorstehende, von der Svnode am 2. Febrnar 1991 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Februar 1991 

KL-"'Jr. 119/91 

Die Kirchenkitung 
D r. Wi lckc'n, 

Bischof und Voritzender 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Beschäftigungsförderungsgesetzes 

(BFG) 
vom 11. Februar 1991 

Die Svnodc hat d,1s tolgcnde Kirchengesetz beschl,,s,l'n: 
Das lksch;i ttigunpförderung�gesd1 - BFG - vom 22. Januar 

1983 (GVOBL S. 93), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz 
vom 24. September 1988 (GVOBI. 5. 163), wird wie folgt 
geändert: 

Artikel l 

1. ln :=i h wird ein neuer Absatz 2 eingetügt:
,,(2) Pastoren, deren Besoldung nach Absatz 1 bemessen
wird, erhalten für jedes Kind, für das ihnen der Ortszu­
schlag zusteht, einen monatlichen Kinderzuschlag von
105,- DM, wenn das Bruttoeinkommen des Ehegatten im
Lihrt'sdurchschnitt monatlich 7'ill,- DM nicht übnstl'igt.
Dn Kincil'rzuschlag erhiiht sich bei allgenwmen ßesol­
dungserhöhungen um den gleichen Vomhundertsatz, um
den die Grundgehälter angehoben werden. Für die Zeit, in
der die Besoldung nach Absatz 1 bemessen wird, erhalten
sie zusätzlich zum Urlaub 3 Tage Dienstbefreiung im
Kalenderjahr."

' � h Abs. 2 und ""\ werden J\bsat!L' 3 und 4. 
3. § 10 Abs. 1 Sat1 2 erhält folgende Fassung:

,,Es tritt am 31. Dezember 2007 außer Kraft."

Artikel II 

Das Nordelbisclw Kirchenamt \\·ird beauftragt, den \\'urtlaut 
,il-s ßeschdftigung,fiirderungsgcsd1es unlL'r Wahrung des 
Rechtsklarheits- und des Rechtssicherheitsgebotes in ge­
schlechtergerechter Sprache neuzufassen und zu veröffentli­
chen. 

Artikel III 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Februar 1991 in Kraft. 
Das vorstehende, von der Synode am 2. Februar 1991 

beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Februar 1991 

KL-Nr. 118/91 

Die Kirchenleitung 
Dr. Wilckens 

Bischof und Vorsitzender 

Änderung des Pfarrergesetzes der VELKD 

Das im Amtsbl,,tt dl'r \'crcinigten Evant',di„ch-Lutherischen 
Kirclw Dl'llt�chl,ind� \"l'rkündctc Änderungsgc,ctz zum l't,ir­
rergeset;: (ABI. Band \'l S. 13ö) wird nachstehend für dt'n 
Bereich der Nordelbischen Kirche bekanntgegeben. 

Kiel, den 6. Februar 1991 

Az.: 141b - R IV 

Nordelb1�ches Kirchenc1mt 
Im Auttrage: 

Flatzeck 

Kirchengesetz 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands zur Änderung des Pfarrergesetzes 

vom 16. Oktober 1990 

Ceneralsvnode und Bischofskonferenz h,1bcn das folgende 
Kirch,·ngesetz beschlossen, das hiermit\ L'rkündet wird: 

§ 1
Das Kirchengesetz zur Regelung des Dienstes von Pfarrerin­

nen und Pfarrern in der \"ereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands (Pf,,rr('rgc·setz rrc -) in der F,1ss,mg 
\'0111 -1-. .-\pril 1989 (Aß! ßd. VI, S. 82) \\ml 1\·ie folgt geimc1,·rt: 

1. Die Bezeichnung „Anlts;:uchtgesetz" wird an allen Stellen
des Pfarrergesetzes durch die Bezeichnung „Amtspflicht­
verletzungsgesetz" ersetzt.

2. In den§§ 92 Abs. 3 und 93 Abs. 3 \Yerden ieweils in Sat1 -1-
dic' \Vortc ,J.u entl.1ssl'n" durch di,· tvortc „in clcn
Ruhl',tand zu versel/en" ersd1t; der jl-wcilige Sat/. 5 I\ ird
gc•strichen.

3. In § 108 Satz 1 wird hinter dem Wort „Lebensjahres" ein
Komma gesezt und die 1,Vorte „als Sch,1-erbehinderter im
Sinne von § 1 des Schwerbehindertengesetzesdes 60.
Lebensjahres" eingefügt.

4. ln � S Abs. 2 der ()rdnung über di,· Schlichtungssklll'
(Anlage zu§ 77 Abs. 3! werden die \forte „Revision kann
zugelassen werden" durch die Worte „Die Revision ist
zuzulassen" ersetzt.

Dieses Kirchengesd/ tritt am l. Januar l ,1,1 l in Kraft. 

Maiente, den 16. Oktober 1990 
Der Präsident der Generalsynode 

Veldtrup 

Kirchengesetz 
zur Ergänzung des Pfarrergesetzes der VELKD 

(PfGErgG) 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1

Das Pfarrergesetz (PfG) der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche (VELKD) in der Fassung des Kirchengesetzes 
vom 4. April 1989 (GVOBl. S. 185) und 16. Oktober 1990 
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(GVOBl. 1991 S. 90I gilt im Bereich der '.\Jordelbischen EY.-Luth. 
�1rchc nach \laßgabc der folgenden Lkstimmungen. 

zu§ 1 Abs. 1 PfG 

,\n die Stelle der Ambbezcichungcn l'farrcrin· und I'farrcr 
treten die Amtsbezeichnungen Pastorin und Pastor, soweit 
nicht 1'irchengcseL-lich l'lwas ,mderc, bestimmt i„t. 

zu § 1 Abs. 1 Satz 2 PfG 

!11 bc"ond\·r-cn 1 ,,llcn, insbC�l>ndtTc ,1Us Cründcn ckr Ct•­
sundheit und des Alters, k,rnn Yon einer Berufung auf 
[_ebcn„zcit ,,bgL'St•lien \\'L'rdcn und ein pri\ ,1trL·cl1tlichL•,, 
Dienstl·erhältnis begründet werden. 

1u § 'l 1\bs. s Sat? 1 und ,\bs. -t PfG 

(1) Für die nach dem Pfarrergesetz und nach diesem
KirchcngL'SCt/ erforderlichen EntschL•idungcn, c;L'!Whmigun­
gen, 1\litteilungen und sonstigen Maßnahmen sowie für die 
Entgegennahme \·on Frklänmgen i.st dils -"Jordelbische Kir­
chenamt zustandig, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Dc,s Nord elbische Kirchenamt ist verpflichtet, bei seinen
dienstrechtlichen �laßnahmen die Erfordernisse des Amtes 
und die persönlichen \'erhältnisse der Pastorin oder des 
l\,stor� zu bcrüchichtigen. 

(3) Bescheide, die der Pastorin oder dem Pastor bekanntzu­
geben sind, sind zuzustellen, Wt>nn durch sie ein"' Frist m Lauf 
gesetzt wird oder Rechte der Pastorin oder des Pastors durch 
sie berührt 11crden. 

H) Bescheide können mgestellt \Verden

1. durch Übermittlung an die Empfängerin oder den Empfän­
ger oder deren Bew)llmächtigte gegen Frnpfongsschein;
wird die Annahme des Schnftstückes oder das Ausstellen
des Empfangsscheines ven1·eigert so gilt das Schriftstück
mit der Weigerung ,,b zugestellt, \\L·nn darüber eine
Niederschrift gefertigt und zu den Akten genommen ist,

" durch eingcschricbcnl'n Brici mit Rückschein, 

'l. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde. 

-1. durch Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt, 
wenn der .1\ufcnthalt der EmpfangL·rin udcr des Empfän­
gers nicht zu ennitteln ist, 

.., an BL'l1i'irdL·n und sunstigc kirchliche 1\mts�tclkn auch 
durch Vorlegen der Akten mit der Lrschriftdes zuzu„tellen­
den Schrittstückes; die Empfängerin oder der Empfänger 
hat den Tag, an dem ihr oder ihm die Akten vorgelegt 
werden, darin zu vermerken. 

(5) Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen
Zustellungsbevollmächtigten im Inland zu bestellen. 

§5
zu § 5 Abs. 1 PfG 

Die Ordination kann auch für eine ehren- oder nebenamtli­
che Mitarbeit erteilt werden. 

§6 
zu § 5 Abs. 3 PfG 

Wird nach der Beratung die Ordination versagt, so unterrich­
tet der Ordinator oder die Ordinatorin das Nordelbische 
Kirchenamt. Über die Versagung führt die Bischöfin oder der 
Bischof mit dem oder der Betroffenen ein perönliches Gespäch. 

�7 

zu§ 5 Abs. 4 und 5 l'fC 

Die Resch\\·erde ist beim Nonirlbischen Kirchencimt cinzu 
legen. 

zu§ 6 PfG 

Die Orciinilndin oder der Ordin,rnd gibt \'l)f der Ordin,1tion 
folgende Erklä.rung ab: 
„kh gL·IDbc vur Colt, d,,,., 1\rnl der Kirc."lw 11,-.ch C,,ttc;, \Villen 
in Treue zu führen, das fy,mgelium von Jesus Christus, wie es 
in der t ll'iligcn Schrift gcgcbl'n i-,t und im TIL·h·nntnb unserer 
e\·angelisch-lutherischen Kirche bezeugt ist, lauter und rein zu 
predigen, die Silkrilmente ihrer Einsetzung gemäls zu vcrwill­
ten, das Beichtgeheimnis und die seelsorgt>rliche Verschwi!c'­
genheit unverbrüchlich zu wahren, in der Nachfolge Jesll 
Christi zu lebL·n und mich in allen Dingen Sl' zu 1Trhalten, wiL' 
es meinem Auftrag entspricht. Dazu helfe mir Gott durch Jesus 
Christu, in Kr,1ft de, 1 [eiligen Ccisk,. 

§ ()
zu § 7 Abs. 2 PfG 

Die Entscheidung trifft cbs Bi,chobkllllcgi um im Eim L'rnch­
men mit dem Nordelbischen Kirchenamt. 

§ 10
zu S 9 1\b�. 1 PfG 

Die Entscheidung trifft das Bischofskollegium im Einwrneh­
mcn mit dem "lorclc·lbisclwn Kirchenamt. 

§ 11
zu§ 11 1\bs. 3 Satz 2 l'fG 

Dcis l\ordelbische Kirchenamt entscheidet im Einvernehmen 
mit dem ßischofskullegium über das Erturdernis des Kollo­
quiums nach S 11 Abs. 3 Satz 2 PfG, die Zusammen,;etzung des 
Gremiums und hall das Kt>lloquium ab. 

§ 12 
zu§ 12 Abs. 1 PfG 

d) Die Bc1,·crbungsfähigkeit wird auf Antrag mm l\ordL'l­
bischen Kirchenamt im Einvernehmen mit der Bischöfin oder 
dL·m Bischof \Trlichcn. Dil' Verleihung erfolgt nichl vor 1\blaut 
,·on 42 :\lonaten nach der Berufung in den Probedienst. 

12) DiL' Enbcheidung ubcr die Bewcrbungsfälugkcit kann
um 12 ,\eitere Monate hinausgeschoben werden . 

§ 13
zu§ 1-1 Abs. 1 PfG 

Für das Probedienstverhältnis gelten die Vorschriften dieses 
Kirchengesetzes über die Pastorinnen und Pastoren auf 
Lebenszeit entsprechend, soweit nicht im Folgenden etwas 
anderes bestimmt ist. 

§ 14
zu§ 15 Abs. 1 PfG 

Zur Pastorin oder zum Pastor zur Anstellung kann auf 
eigenen Antrag berufen werden, wer im Rahmen des Personal­
bedarfs der Nordelbischen Kirche und unter der Vorausset­
zung der Eignung zur Übernahme in das Dienstverhältnis als 
Pastorin oder als Pastor vorgesehen ist. 

§ 15
zu§ 15 Abs. 2 PfG 

§ 11 gilt entsprechend.
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§ 16
zu§ 16 Abs. 1 PK; 

Die Pröpstin oder der Propst b,w. der zuständige Dienstauf­
sichtsführende erstattet dem Nordelbischen Kirchenamt nach 
Ablauf von 2 Jahren Bericht. 

§ 17
zu§ 16 Abs. 2 PK; 

(!) Der Probedienst dauert mindestens 3 1/2 Jahre, höch­
stens 5 Jahre. 

(2) Er kann in begründeten Ausnahmefällen um längstens 1
1 /2 Jahre verlängert werden. 

Cl) Zeiten einer ehrc'n- und nebenamtlichen Mitarbeit im 
kirchlichen Dienst können angl•rechnct werden. 

(.±) Der Probedienst dauert unter Berücksichtigung von 
Absatz 3 mindestens 1 Jahr. 

§ 18
:,,u § 16 Abs. 3 PfC 

Die Pastorin oder der Pastor zur ,:rnstellung wird ,·on der 
Bischöfin oder dem Bischof in einem persönlichen Gespräch, 
an dem das Personaldezernat beteiligt wird, unter Darlegung 
der Gründe angehört. Hierüber ,,:ird ein Protokoll aufgenom­
men. 

§ 19
zu§ 16 Ab;;.-± PfC 

§ 16 gilt entsprechend.

§ 20
zu§ 16 Abs. 6 PfC 

( l) Erziehungsurlaub kann bis zu 18 Monaten auf die
Probedienstzeit angerechnet werden. 

(2) Im Probedienst verbrachte Dienstzeiten von weniger als
6 Monaten werden nicht angerechnet. 

(3) Es ist mindestens ein zusammenhängender Zeitraum
Hln 12 Monaten im Probedienst abzuleisten. 

§ 21 
zu§ 17 Abs. 1 PfG 

Die Entscheidung trifft das Nordelbische Kirchenamt im 
Eim·ernehmen mit dem Bischofskollegium. 

Ei 22 
zu§ 17 Abs. 3 PfG 

Die Pastorin auf Probe führt die Dienstbezeichnung „Pasto­
rin zur Anstellung"; der Pastor auf Probe führt die Dienstbe­
zeichnung „Pastor zur Anstellung". 

§ 23
zu§ 18 Abs. 2 Nr. 1 PfG 

Entsprechend den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes zu 
§ 16 Abs. 2 PfG beträgt die Probedienstzeit mindestens 3 1 /2
Jahre.

§ 24
zu§ 18 Abs. 2 Nr. 3 PfG 

Die Pastorin oder der Pastor zur Anstellung ist zu entlassen, 
wenn sie oder er sich nicht innerhalb von 18 Monaten nach 
Verleihung der Berwerbungsfähigkeit um eine Pfarrstelle 
beworben hat, es sei denn, § 17 Abs. 2 findet Anwendung. 

§ 25
zu§ !K Abs. 3 und-± PfC 

(1) Die Pastorin oder der Pastor zur Anstellung, dl'rl'n oder
dessen Bewerbung nicht innerhalb von 2-t Monaten nach 
Verleihung der Bewerbungsfähigkeit zur Berufung zur Pasto­
rin oder zum Pastor geführt haben, ist zu entlassen, es sei denn, 
§ 17 Abs. 2 findet Amvendung.

(2) Ein Unterhaltsbl·itrag darf längstens für 2 Jahre gew;ihrt
werd�'n. 

(3) Das Nordelbische Kirchenamt führt die erforderlichen
Erhebungen durch. Der oder dem Betreffenden ist rechtliches 
Gehör zu gewähren. § 22 Abs. 2 PfG ist anzuwenden. Die 
Entscheidung trifft das Bischofskollegium im Einvernehmen 
mit der Kirchenleitung. 

§ 26
zu§ 19 PfG 

Die Entscheidung trifft die Kirchenleitung. 

§ 27
:,,u § 22 PfG 

Vor der Entlassung sind der Kirchenvorstand, die Pröpstin 
oder der Propst und die Bischöfin oder der Bischof zu hören, 
dies gilt nicht bei einer Entlassung nach§ 19 PfG. 

§ 28
zu§ 24 PfG 

Die Einfühnmg wird bei Pfarrstellen einer Kirchengemeinde 
oder eines Kirchenkreises durch die Pröpstin oder den Propst, 
bPi Pfarrstellen für einen gesamtkirchlichen Dienst durch 
die ßischöfin oder den ßischof oder derl'n ßL'auftragte vorge­
nommen. 

§ 29
ZU§ 25 PfG 

(1) l:ber die Begründung des Dienstverhältnisses als Pasto­
rin oder als Pastor auf Lebenszeit entscheidet das Bischofskol­
legium im Einvernehmen mit der Kircheleitung. Diese kann 
ihr Entscheidungsrecht auf das Nordelbische Kirchenamt 
übertragen. 

(2) Die Übertragung einer allgemeinkirchlichen Aufgabe
oder eines gesamtkirchlichen Dienstes richtet sich nach den 
Bestimmungen des KirchL'ngesl'tzes über die Errichtung, 
Auflwbung, Veriinderung und Besetzung \'On Pfarrstellen vorn 
28 . .\lai 1978 (GVOBL S. 199) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 30
zu§ 26 PfG 

Die Amtsbezeichnungen der Pastorin und des Pastors 
richten sich nach § 2. 

§ 31
zu§ 27PfG 

Die Verpflichtung auf die kirchlichen Ordnungen ist nach 
folgendem Wortlaut vorzunehmen: 
„Ich verspreche, allen Dienst, der mir in der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche jetzt und künftig anvertraut wird, nach den 
in der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche und den Kirchenge­
meinden geltenden Ordnungen treu und gewissenhaft auszu­
richten." 
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§ 32 
zu§ 29 Abs. 3 l'fG 

lJber die vorläufige Untersagung der Ausübung des Dienste5 
entscheidet die Kirchenleitung. 

§ 33
zu§ 32 Abs. 2 PfG 

Artikel 7 Abs. 2 und 3 sowie Artikel 14 der Verfassung bleiben 
unberührt. 

§ 34
zu§ 34 Abs. 2 PfG 

Die Pröpstin oder der Propst kann nach Anhörung des 
Kirchenvorstandes und der betroffenen Pastorinnen und 
Pastoren eine Dienstordnung erlassen. 

§ 35
/U § 35 Abs. 2 und 5 PfG 

An die Stelle des Verfahrens nach § 35 Abs. 2 PfG tritt das 
aufgrund von Artikel 11 Satz 2 der Verfassung geregelte 
Verfahren. 

§ 36
zu§ 44 Abs. 2 PfG 

(1) Die Vertretung erstreckt sich auf den gesamten pfarramt­
lichen Dienst einschließlich der Verwaltung. Das '\ähere regelt 
das Kirchengesetz über die Errichtung, Aufhebung, Verände­
rnng und Beset,ung nm Pfarrstellen \ mn 21'. Mai 1978 
(GVOBl. S. 199) in der jeweiligen Fassung. 

(2) Pastorinnen und l'astoren in einem eingeschr,inkten
Diensyerhältnis sind zur Vakanzvertretung verpflichtet; der 
Cmfang der zusät/lichen Verpflichtung soll in einem entspre­
chenden Verhältnis zur Einschränkung des Dienstverhältnis­
ses stehen. 

(3) Cnberührt bleiben besondere Vorschriften über die
Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht in Schu­
len sowie über Art und Umfang von Nebentätigkeiten nach 
§ 56 PfG.

§ 37
zu§ 45 Abs. 1 PfG 

(l) Dienstsitz ist für Pastorinnen und Pastoren in Gemein­
depfarrstellen die Kirchengemeinde. für die übngen Pastorin­
nen und Pastoren der Ort, an dem die Dienststelle ihren Sitz 
hat, e� sei denn, daß im Einzelfall ein anderer Ort durch die 
Anstellungskörperschait besonders festgelegt ist. 

(2) Über Ausnahmegenehmigungen entscheidet das Nor­
delbische Kirchenamt, und zwar auf Antrag des Kirchenvor­
standes nach Anhönmg des Kirchenkreisvorstandes bwz. auf 
Antrag des Stellenträgers nach Anhörung des Fachdezernates. 

Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen mit dem Bi­
schofskollegium und nach Anhörung der Pastorenvertretung 
Bestimmungen über Veränderungen und den Gebrauch der 
Amtskleidung erlassen. Eine gnmdsätzliche Änderung bedarf 
der Zustimmung der Synode. Außer bei Gottesdiensten, 
gottesdienstlichen Handlungen sowie Amtshandlungen darf 
die Amtskleidung nicht getragen werden. 

§ 41
zu§ 50 PfG 

Die Ausnahmegenehmigung erteilt bei den Inhaberinnen 
oder Inhabern von Pfarrstellen der Kirchengemeinden und 

Kirchenkreise die Pröpstin oder der Propst, im übrigen das 
Nordelbische Kirchenamt. 

§-12
zu§ 52 PfG 

Eheschließung und kirchliche Trauung smd der Bischöfin 
oder dem Bischof und dem Nordelbischen Kirchenamt 
anzuzeigen. 

§ -t3
zu§ 53 Abs. 2 PfG 

Gegen die Pastorin oder den Pastor Lmn ein Ver�etzungsver­
fahren nach § 82 Abs. 1 PfG oder nach §§ 85 bis 87 PfG 
eingeleitet werden. 

§ -±4
LU§ 5-t Abs. 1 und 2 PfG 

Die Anzeige ist der Bischöfin oder dem Bischof und dem 
I\ordelbischen Kirchenamt zu erstatten. 

§ -±5
zu§ 54 Abs. 3 PfG 

(1) Für die Versetwng in den Wartestand ist die Kirchen­
leitung zuständig. 

(2) Vor einer Versetzung in den Wartestand oder in den
Ruhestand sind die Pastorin oder der Pastor und die Pröpstin 
oder der Propst zu hören. 

D) Die Vorschrift gilt für Pa�torinen und Pastoren, die nicht
in ein Lebenszeitverhältnis übernommen worden sind, mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der Versetzung in den Wartestand 
der Widerruf des Dienstauftrages treten kann; es kann ein 
Cnterhaltsbeitrag gewährt werden. 

(4) Die Bescheide des :\ordelbischen Kirchenamtes smd mit
Gründen zu \·ersehen. 

§ 46
zu§ 54 Abs. 5 PfG 

Über die Cntersagung der Ausübung des Dienstes entschei­
det die Kirchenleitung. 

§ 47
zu § 56 Abs. 2, 3 und 4 PfG 

Die Zustimmung nach§ 56 Abs. 2 PfG erteilt das Nordelbi­
sche Kirchenamt nach Stellungnahme durch die Pröpstin oder 
den Prop�t, bei Pfarrstellen für einen allgemeinkirchlichen 
Dienst durch die zuständige Stelle. Entsprechendes gilt für die 
Untersagung der Fortführung einer Tätigkeit oder von Ehren­
ämtern. 

§48

zu § 58 Abs. 2 und 3 PfG 

(1) Die Vorschrift bezieht sich auf alle Körperschaften des
Bundes, der Länder, der Kreise und der Gemeinden, sowie der 
übernationalen Zusammenschlüsse. Die Kandidatur ist dem 
Nordelbischen Kirchenamt, der Bischöfin oder dem Bischof 
und der Pröpstin oder dem Propst oder der oder dem 
Dienstaufsichtsführenden anzuzeigen. 

(2) Wird eine Pastorin oder ein Pastor für eine Wahl in eine
Körperschaft nach Absatz 1 mit Ausnahme der Ortsausschüsse 
und der Deputationen aufgestellt, so ist ihr oder ihm auf 
Antrag innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag 
der zur Vorbereitung der Wahl erforderliche Urlaub unter 
Wegfall der Bezüge zu gewähren. 
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(3) Stellt die Pastcrin odu der Pc1stor einen Antrag nach
Absatz 2 ;iichl Lmd hält die Kirchenleitung gleichwohl im 
Interesse de':> Pfarramte5 eine Beurlaubung für geboten, '.'O 
c,rdnet sie ,'.icsc an, nachdem sie den Kirchennlrstand, den 
Kirchenkre1s\'orstand und di"' Betroffene oder den Betroffenen 
�,'1-,<irl heil ln diesem Fall \H·rdcn die Dienstbezüge mil 
Ausnahme der kinderbezogenen Bestandteile des Ortszu­
schlages um 2(1 \.TI. ::;ckürzt. 

(4) Eine Beu ;·Lrn h1 :1:c; ncich den Absätzen 2 od,·r :1 e1,,h·t /1,·ei

1'i) Nimmt eine Pastorin oder ein J\1stor auf Europa-, 
Bundes- oder Landesebene ein Ministeramt oder ein Abgeord­
netenmanJJ t an, so wird sie oder er ohne Dienstbezüge 
beurlaubt. 

§ ,i,9
ZU§ 59 PfG 

§ 59 PfG findet auch Anwendung auf die Teilnahme an
Wehrübungen.

§ 50
zu§ 63 PfG 

l)ie Rnt�cheidung über dil' Bt·stellung einer Hilfskraft oder 
einer oder eines Beauftragten trifft die Pröpstin oder der 
Propst. Die Kostenfrage ist im Einvernehmen mit dem 
:-S:ordelbischen Kirchenamt zu regeln. 

§ 51
zu§ 64 Abs, 1 PfG 

Die Entscheidung trifft die Pröpstin oder der Propst oder die 
mit der Dienstaufsicht betraute Stelle. Dils '\Jordelbische 
Kirchenamt und dit· '1i�c·hiifin oder der Bischof sind um ,•r;Üg­
lich zu unterrichten. Die Entc;cheidung bedarf der Bestätigu;g 
durch das 'sordelbische Kirchenamt. Sie kann ,·om Nordelbi­
schen Kirchcnc1mt im Einvernehmen mit der Bischöfin oder 
d,•m ßie>chof gilnz oder teihH•i�l' autgchubcn werden. 

§ 52

/ll S h7 Abs. 1 PfG 
Das Verfahren und die Rt·cht5folgen werden durch das 

Kirchengesetz üi"er cfas Verfahren bei Lehrbeanstandungen 
der VELKD iABl \ ELKD 1956 Seite 55) i.d.F. vom::,; Wl978 
\Aßl. VELKD 5. ll::,1 und \'Otn 18.11.1982 (ABL VEL1'D Seite 
:282) und der RechtsYerordnung zur Ausführung dieses 
Kirchengesetzes (Aßl. VF.LKD 1986, ßd. VT Seite 38) geregelt. 

§ 53
/ll:::; h7 Abs. 2 PfG 

L\1� Verfahren und die Rcchtsfol;en werden durch di'!s 
\mhpllidit\·erletzungsgesl·lz ckr \ FLKD geregelt (ABI 
\ : 1 kD i".'i9, Bd. VI Seite l().J.l. 

§ 54
zu§ 74 Abs. 2 PrG 

Die Entscheidung ist in Anlehnung an die entsprechenden 
Regelungen für KirchenbP,1mte zu treffen. 

§ 55
zu§ 75 Abs. 1 PfG 

Die Einsichtnahme erfolgt im '\c,rdelbischen Kirchenamt 
unter Aufsicht. Die Versendnng der _..\kten erfolgt ausschließ­
li,-h ,in geri, htliche Stellen. Kopien d (1 :·t,·11 ilUS den Persona1'1k­
k11 11icht gefertigt werden. 

§ 56
zu § 75 Abs. 4 und 5 PfG 

(1) Ein Rechtsanspruch auf Einsichtnahme m ärztliche
Zeugnisse besteht nicht. 

(2) Dil' Einsichtnahme in die l'rüfungsakte regelt die
Pri.ifungsc)rdnung. 

§ 57
/ll � 711\l,,. 2 und§ 78 Abs l l'JC 

Das Näi1tTe regelt dao 1Grchengerichtsgesetz (KGVOBL der 
K S.-H. 1974, Seite 63) und d ic d,vu L'rl.issene Kirchengericht­

sordnung (KGVOB!. ebd. Seite 651. 

§ 58
zu § 80 Abs. 1 '.\r. 1 PfG 

(1) Die lnhaberin oder der Inhaber einer Pfarrstelle soll sich
nicht \'Or Ablauf von fünf Jahren um eine andere Verwendung 
(andere Pfarrstel.le oder ,mdere allgemeinkirchliclw ,\ufgabe) 
bewerben. 

(2) Wird die bishL'rigL' Pfarrstelle vor AL,lc1u 1 \'On fünf Jahren
gewechselt, so sind Umzugs kosten, die bei der Übernahme der 
bi�lwrigen Pfarrstelle erstatlel \\'Ordl'll sind, zurückzuzahlen. 

Über Ausnahmen entscheidet das Nordelbische Kirchenamt, 
das zuvor eine Stellungnahme der Pröpstin oder des Propstes 
einholt. 

(3) Beab-,ichtigt dil' Inhaberin oder l1L'r lnhabl'r einer
Pfarrstelle, sich vor Ablauf von fünf Jahren um eine andere 
Verwendung zu bewerben, so berät sie oder er dies mit der 
Pröpstin oder dem Propst und teilt, wenn sie oder er an der 
Absicht fc•sthäll, dieses dem Kirchenvorstrnd mit. 

(4) Der Zeitpunkt 1edes Pfarrstellenwechsels kann bis zu
sechs Monaten hinausgeschoben ,verden, wenn dienstliche 
Belange der Kirchengemeinde oder des sonstigen Aufgilben­
bcrck h" der Pfarrstelleninh,1 bcri 11 L ld er d es Pfarrstelleinh.i bcrs 
dieses erforderlich machen. 

Die Entscheidung trifft das Nordelbische Kirchenamt nach 
Anhörunl.'; der bl'tcil igt,,n Kirchenkreis vor, t,1 ndc oder entspre­
chenden Cn 1111,·n. 

§ 59
zu§ 82 Abs. 1 PfG 

Die Inhaberin oder der Inhaber einer Pfarrstelle kann ohne 
Zustimmung außer aus den in § 82 Abs. 1 PfG genannten 
Gründen versetzt "·erden, wenn 
1. die Pfarr,tellc ,,·egen der Verbindung mit einer anderen

Pfarrstelle aufgehoben \\·ird;
2. dn l'iistorin oder dem r,1slur die Pfarrstelle unter Lfrr

\ L ,r,1ussetzung der L'bt·rnci hme L'inn zusätzlichen Autg,il1t'
Pder viner Nebentiitigk,·it ülwrtr.ig,·n worden ist und die
Aufg<'ibe aufgehoben L•der die Zustimmung zur Ausfüh­
rung der Nebentätigkeit widerrufen oder in anderer Weise
beendet wird, oder die Nebentätigkeit sonst beendet ist;

3. die Pi'lstorin oder der Pastor aus Gesundheitsgründen in der
Führung des Amtes erheblich behindert ist; die Vorlage
eines ilmtsärztlichen Zeugnisses kann gefordert ,,·erden;

4. die Vor,rnsset/lmgen für eine Versetzung nach § :;3 Abs. 2
PfG \·orliegen;

5. die Ehe der Pilstorin oder des Pastors rechtskräftig geschie­
den \,.·orden ist oder die• Flwk•ute d,rnernd getrennt ldwn.
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§ 60
/.ll § "2 ;\bs. 1 '\.r. 1 und :\bs. 2 llllLl 3 l'I(, 

(1) Eine Versetzung nilch § 82 Abs. 1 !'\r. 1 PfG findet nach
Mc1ßgc1be folgender Bestimmungen stc1tt: 

a) N,Kh Ablaul l'inl'r Ldrnjührigl'n �\mlsLl'il dl'r l\1,lurin udl'l"
des Pc1stor5 in der Pfarrstelle berät der Kirchenvorstand
untl'r dem \c,rsitz der Pröpstin oder des Propstes und in
c;cgl'n\1·,1rt L1l'r l\1sl(>rm odL'r Lks l\1st(W, (1hcr dil' g'-'nwin­
sarne Arbeit Das Ergebnis die,er Berntung ist beschlußmii­
ßig festzustellen.

Der KirchL'll\ l>rst,md 1',1nn in dil'ser S1l/ung, dil' rnncrh,1l h
von drei Monaten nach Ablauf der zehnjiihrigen Amtszeit
stattiinden muß, die Pilstorin L•der den Pi\stor durch einen
in sdwimcr _-\bstimt111g gd,11,1,-n Bcsdiluls hitll'n. sich lllll
eine andere Pfarrstelle zu be\,·erben. Dieser Beschluß bed,ut
einer Mehrheit \'On zwei Dritteln der Mitglieder des
KirLhc·nn irst,1 nd es.

b) Hili die Bewerbung der Pastonn oder des Pastors innerhalb
einer angemessenen Frist nicht zum Erfolg geführt, soll die
Bischiifin oclc-r der Bi,Lhof die finleilunc: eines \c·r,d1tmgs­
ver1,1hrens n,Kh§ ö2,\bs. 1 Nr. l i.V.m. ,kn$$ 83 und 8-!l'tC
beantragen.

d D,1, '\l()rdel1,1schc Kirclwn,,ml kJnn im Ei1n-cnwhme11 mit 
der ßischölin udl'r dem 13i:-clwl der l'c1slurin cdl'r dem 
Pa,ctor auch innerhalb der Frist nach Buchstabe b) einen 
Dicnstiluftrng für eine andere PforrstL·lle oder für einen 
.inLkrt·n pt,1rr,1mlliLlwn DiL·n,l erteilc-n, we1111 dies mit 
Rücksicht auf die Person und Familie der Pastorin oder des 
Pac,tors oder mit Rücksicht auf die Gemeindesituation 
drinhend gcliuten er,c lwinl. 

d) Ein Dienst,,uftrag ni\ch Buchstabe c I soll nicht erteilt
werden, wenn cfadurch die ordnung0gemäße Durchfüh­
rung ,,der ,\\-1 1,icklunh Lkr Dit•nstgL·,,h:1rte uncl _hc'nwindl,­
chen Aufgaben erheblich beeinträchtigt ,vürde.

(2) \"c,r einer \-ersetzung sind die P,1stc1rin oder der Pastor.
der K1rdwnn>r,l,md und die l'ropstin L>ck>r dl'r l'rnp,l /L: 
hören. 

(.3) Cber eine Versetzung entscheidet die Kirchenleitung 

(-!) SL'chsMl>11,1le\·or.\l0lc1utdL-r in$S2:\bs. l Nr. 1 u11d1\t10 
2 PfG genannten Fristen ,veist da� Nordelbische Kirchenamt 
die Pastorin oder den P,c;qor und die übrigen Antrc1gsberech­
tiglt·11 ,Hil die \ lc",glich lt'!l einer\ cTSl'l/ll ll;c.'. l1in. 

� (i 1 
zu § 82 Abs. 1 l\."r. 2 bis 6 PfG 

(1) Die wr Feststellung des Sachverhaltes erforderlichen
Erhebungen in einem Versetzungs-verfahren nach § 82 PfG 
führt das Nordebische Kirchenamt durch. 

Vor einer Versetzung hat es insbesondere die Pastorin oder 
den Pastor, den Kirchenvorstand und die Pröpstin oder den 
Propst und die Pastorenvertretung zu hören. 

Die Bischöfin oder der Bischof ist über die Einleitung, die 
Durchführung und das Ergebnis eines Versetzungsverfahrens 
zu unterrichten. 

(2) Über eine Versetzung entscheidet die Kirchenleitung. Zu
einer Versetzung nilch § 82 Abs. 1 Nr. 1 und 2 PfG und nach§ 
88 PfG bedarf es der Zustimmung der Bischöfin oder des 
Bischofs. 

Ei 62 
/.ll;::,--; � l'IC 

SeitL' q::; 

(1 l Die Versetzung ,mf eine Pfarrstele nach§ 53 Abs. 2 PfG 
ge,;chieht nc1ch den Bestimmungen über die Re�etzung der 
l'l,nr,lcllen und 11,1ch \L1L,g,1bc· tolgcnckr i:lL'stirnrnungL'll 

Dc1s Nord elbische Kirchenilmt kann, ,,·enn es die Versetzung 
einer Pilstorin oder eines Pilstors au�gE'spnichen hat, nc1ch 
,\nh,,nmg llL'.s /.l!St,indigcn KirchL'll\ , 1rst,1mk, ei1w d Lirl h 
Wahl zu be5etzende Pfarrstelle zur Besetzung durch die 
Bischöfin oder den Bischof in .·\nspruch nehmen. Macht das 
Nt 1rd, ·lhiscllL' Kirclw11,1ml \"Oll d ic'SL'm I\ ,'c h t Cd•r.1 uc h, S\> 1, i rd 
in den beid�·n niichslen Beselzungsfällen die l'tarrstelle durch 
Wahl besetzt. 

(2 1 D,1, Hi ,c holsk, ,! \._•gium h·,lirnrnt 11·eklw l 't.1rrstl'llc- 11.i r 
die l'c1slorin oder Jen l'c1stor in Aussichl genmrnnen werden 
soll. Die Bischöfin oder de:- Bischof leitet ,1 lsda.nn das 
Bcsvt1ungs1 ,-rfo hn•n ,:in. 

(3) Das Besetzungs\ erfahren richtet sich nach den dafür
geltenden allgemeinkirchlichen Bestimmungen mit folgenden 
Ein,chr/in kunc;l'n: 

a) Eine Ausschreibung der in ,-\ussicht genommt'ncn l'forrs tel­
le erfolgt nicht.

bl ':->kht bei d,T /.ll bL·sd/.CllLkn \'L1rrskllc der \\,1h\l,1II ,111, "t' 
bL,darf die Besetzung der l't,irrstellc- der Zustnrnnung des 
Kirchennirstandes. 

cl ! , l d il' in .-\ u ssicht L:;L'll\lll1llll'Jl L • l'i,i n·-lc'l il' li ur, h l · 
zu besetzen, so teilt die ßi,chöfin ,x!er der \'.ischof nach 
Anhörung des Kircherworstandes Lmd de� Kircl1en�reis-
1 ,,rsLrndc•, cll'r Kirclwnleilu11 1� diL' lllt,chl'!dung m;[ 

(-! 1 Die Kirchenleitung beschlieLlt aL,dann üh0r die Ver,et­
ZUllf', dc'r Pastorin oder des 1'2,tors. 

(::;1 i--:i11sprudll' ,½l'C:<'ll die 11LTllftmg CldL'r di, 1--'rnL·nmm:-. 
können nicht c1uf Tatsc1chen _gestützt wenfrn die zu der 
Versetzung geführt h,1 ben. 

zu § 83 Abs. 3 PfG 

DL·r l',hll1r111 oder ckm l\1sl,,r k,11111 ,,u,·h L'in l ,i,·nst,1urt1-..1g 
erteilt werd t'n. 

ii (,+ 

LU§ ö:i .\bs. l !'lC 

(l ! Die Ül,ertragung einer Pfarrstelle ist auch aufzuhel,en,
IH'nn die Onlnun,� ,,ch-r clc-r FricdL'll in ,kr Ccmcindl' 
nclchhc1ll!g l",l'5lÖrl sind uder d:1s !\nsdwn des Arnll's gdahrdel 
ist, so dag em gedeihliches vVirken in dieser Ptanstelle nicht 
mehr zu erwarten ist. 

Ein Verschulden der Pilstorin oder des Pastors im Sinne des 
Amtspflichtverletzungsgesetzes der VELKD braucht nicht 
vorzuliegen. 

(2) Die Entscheidung nach§ 85 Abs. 1 PfG und nach Absatz
1 trifft die Kirchenleitung. 

§ 65
zu§ 86 PfG 

(1) Die Einleitung und Durchführung des Verfahrens be­
schließt die Kirchenleitung. Sie kann das :'\ordelbische Kir­
chenamt mit den erforderlichen Erhebungen beauftragen, 

lTber eine vorfaufige Lntersagung der Ausübung des 
Dienstes nach§ 86 Abs. 2 PfG entscheidet die Kirchenleitung. 
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(2) Die Erteilung eines angemessenen Auftrages nach § 86
Abs. 2 PfG obliegt dem Nordelbischen Kirchenamt im 
finn·rnehmen mit der ßischöfin oder dem Bischof. 

§ 66
zu § 86 Abs. 3 Satz 1 PfG 

(1) Vor der Versetzung in den Wartestand ist zu entscheiden,
ob der Pastorin oder dem Pastor eine Pfarrstelle der '\ordelbi­
sche Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung mit besonderem 
Auftrag übertrngen wird. Mit der Lbertragung dieser Pfarr­
stelle verliert die Pastorin oder der Pastor die bisherige 
Pfarrstelle. Die Dienstwohnung ist zu räumen. 

(2) Die Anordnung nach Absatz 1 unterliegt nicht der
'\achprüfung nach§ 77 PfC. 

§ 67
zu§ 87 Abs. 2 PfG 

§ 60 Abs. 1 Buchst. b bis d, Abs. 2 und 3 finden entsprechend
Am,·endung.

§ 67 a

Das Versetzungs\·erfahren ist mit Rücksicht auf Amt und 
Gemeinde sowie auf die Person und Familie der Pastorin oder 
des Pastors beschleunigt durchzuführen. Die Erhebungen 
sollen innerhalb yon 6 Monaten durchgeführt werden. 

§ 68
zu§ 88 PfG 

Das kirchliche Interesse kann in der Freimachung der Stelle 
oder in der Übertragung einer anderen Aufgabe oder Pfarrstel­
le begründet sein. Jeder der Gründe rechtfertigt für sich allein 
ein Verfahren nach§ 88 PfG. 

Ein Verschulden i.S. des Amtspflichtverlctzungsgesctzes 
liegt dem Verfahren nicht zugrunde. 

§ 69
zu§ 90 PfG 

Die Entscheidung trifft das l\ordelbische Kirchenamt im 
Einyernehmen mit dem Bischofskollt-gium. 

§ 70
zu§ 91 PfG 

(1) Das Nordelbische Kirchenamt kann die Pastorin oder
den Pastor im EinYernehmen mit dem Bischofskollegium mit 
oder ohne Bezüge beurlauben. 

(2) Das Nordelbische Kirchenamt kann mit Zustimmung
der Bischöfin oder des Bischofs anordnen, daß die Pastorin 
oder der Pastor mit dem Beginn der Beurlaubung die ihm 
übertragene allgemeinkirchliche Aufgabe verliert. Eine An­
ordnung nach Satz 1 soll getroffen werden, wenn die 
Beurlaubung für eine längere Zeit als sechs Monate vorgese­
hen ist. 

(3) Die Regelung gilt entsprechend bei der Besetzung der
Pfarrämter der Nordschleswigschen Gemeinde der Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche. Die Dienstaufsicht und die geistliche 
Aufsicht wird durch die Bischöfin oder den Bischof für den 
Sprengel Schleswig ausgeübt. 

Die Bischöfin oder der Bischof kann die Dienstaufsicht 
delegieren. 

(4) Absatz 3 findet auch bei der Besetzung der deutschen
Pfarrämter der dänischen Volkskirche entsprechende Anwen­
dung, wenn das Kirchenministerium des Königreiches Däne­
mark zustimmt. 

(5) § 91 Abs. 4 PfG findet für die Inhaber der deutschen
Pfarr:1mter der dänischen Volkskirche keine Anwendung. 

§ 71
zu § 91 Abs. 3 PfG 

Die Pastorin oder der Pastor wird in den \Vartestand versetzt, 
wenn innerhalb eines halben Jahres nach Beendigung der 
Beurlaubung eine Pfarrstelle nicht übertragen werden kann 
oder ein anderer Dienstauftrag nicht erteilt wird. 

§ 72
zu § 94 Abs. 1 PfG 

Die Beurlaubung nach § 92 PfG und die Verwendung in 
einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter Aufgabe nach§ 93 
PfG dürfen zusammen eme Dauer n,n 15 Jahren nicht 
überschreiten. 

Das '\ähere regelt das Teilbeschäftigungsgesetz. 

§ 73
zu§§ 98, 99 und 107 PfG 

(l) Die Pastorin oder der Pastor im Wartestand oder im
Ruhestand behält Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortwr­
kündigung und zur Sakramentsverwaltung einschließlich des 
Rechts zur Vornahme rnn Amtshandlungen, sowie das Recht, 
die Amtskleidung zu tragen. Die bisherige Amtsbezeichnung 
wird mit dem Zusatl'. ,,im Wartestand" (i.W.) oder „im 
Ruhestand" (i.R.) geführt. 

(2) Eine Maßnahme nach § 98 Abs. 2 PfG bedarf der
Zustimmung des Bischofskollegiums. Vor einer solchen Maß­
nahme sind die Pastorin oder der Pastor, die Pröpstin oder der 
Propst und die PastorenYertretung zu hören; zuständig sind 
die Pröpstin oder der Propst und die Bischöfin oder der 
Bischof, deren Aufsicht die Pastorin oder der Pastor untersteht. 

(3) Der Bescheid des \.ordclbischen Kirchenamtes in den
Fällen des Absatzes 2 ist mit Gründen zu versehen und der 
Pastorin oder dem Pastor zuzustellen. 

(4) Bei Gefahr im Verzug kann das l'\ordelbische Kirchen­
amt mit Zustimmung des Bischofskollegiums die Ausübung 
der in Absatz l genannten Rechte und des Rechts, die 
Amtsbezeichnung zu führen, ganz oder teilweise bis zur 
Entscheidung des kirchlichen Verwaltungsgerichts untersa­
gen. Eine -"Jachprüfung nach§ 77 PfG hat keine aufschiebende 
Wirkung. 

§ 74
zu§ 100 Abs. 2 PfG 

(l) Die Pastorin oder der Pastor im Wartestand wird einem
Kirchenkreis zugewiesen. Bei Wohnsitz oder ständigem Auf­
enthalt außerhalb des Gebietes der Nordelbischen Kirche 
bestimmt das Nordelbische Kirchenamt, in welcher Weise die 
Aufsicht wahrzunehmen ist. 

(2) Bei Übertragung einer Pfarrstelle oder allgemeinkirchli­
chen Aufgabe hat das Nordelbische Kirchenamt die Zustim­
mung der Bischöfin oder des Bischofs einzuholen. 

(3) Die Bewerbung der Pastorin oder des Pastors im
Wartestand um eine Pfarrstelle, die durch Wahl oder Ernen­
nung zu besetzen ist, ist dem Nordelbischen Kirchenamt 
mitzuteilen. 

(4) Der Pastorin oder dem Pastor im Wartestand kann
aufgegeben werden, sich innerhalb einer angemessenen Frist 
um eine zu besetzende Pfarrstelle zu bewerben. Dabei kann 
die Bewerbungsmöglichkeit eingeschränkt werden. 

(5) Unterläßt die Pastorin oder der Pastor im Wartestand die
Bewerbung oder führt sie in der gesetzten Frist nicht zum 
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Erfolg, so kann unbeschadet des § 100 Abs. 3 PfG eine durch 
Ernennung zu besetzende Pfarrstelle übertragen werden. Es 
kann auch eine allgemeinkirchliche Auigabe übertragL·n 
werden. 

E; 75 
zu§ 100 Abs. 3 PfG 

Der Br!scheid über die \'r!rsctzung in den Ruhestand ist mit 
Gründen /U versehen und der Pastorin oder dem Pastor 
zuzustellen. 

§ 76
zu§ 102 Abs. 2 u. 3 und§ 103 PfG 

(1) Die Entscheidung trifft die Kirchenll'itung. Sie kann ihr
Entscheidungsrecht ,rnf d,1s '\fordelbischc Kirchenamt übertra­
gen. 

(2) Sie hat vor ihrer Entscheidung die Stellungnahmen des
Kirchem·orstandes, der Pröpstin oder des Propstes und der 
Bischöfin oder des Bischofs einzuholen, soweit § 102 Abs. 2 
Satz 2 oder Abs. 3 PfG berührt sind. 

§ 77
zu §§ 102 und 103 PfG 

(1) Bei Bischöfinnen und Bischöfen sowie bei Pröpstinnen
und Pröpsten finden das Bischofsgesetz und das Pröpstegesetz 
Anwendung. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 2 sm\·ie nach §§ 1 (13 bis
106 l'fG trifft die Kirchenleitung. Sie kann ihr Entscheidungs­
recht auf das Nordelbische Kirchenamt übertragen. 

§ 78
zu§ 1()3 Abs. 3 l'fG 

Die ,rnordncnde Stelle ist berechtigt, dem Ar l'.t AkteneinsJCht 
zu gewähren, soweit dies zur Beurteilung der Dienstunfähig­
keit erforderlich ist. 

E; 79 
/U § 118 PfG

In Ausnahmefällen kann auch eine pforrarntliche Tätigkeit 
im Ehren- oder Nebenamt in der Nordclbischen Ev.-Luth. 
Kirche übertragen werden. Soweit durch Kirchengesetz nichts 
anderes bestimmt ist, gelten die den Dienst der Pastorin und 
des Pastors betreffenden Vorschriften des Pfarrergesetzes und 
dieses Kirchengesetzes sinngemäß. 

§ 80

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

a) das Kirchengesetz über die Anwendung und Ausführung
des Pfarrergesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Deutschlands (Anwendungsgesetz zum Pfarr­
gesetz - PfG AnwG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. November 1978, zuletzt geändert durch Kirchenge­
setz vom 30. Januar 1988 (GVOBl. S. 22);

b) das Kirchengesetz über das Dienstverhältnis des Pastors auf
Probe (Probedienstgesetz) vom 9. Juni 1979 (GVOBI. S. 194)
zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vorn 14.1.1984
(GVOBI. S. 44).

(3) Es werden aufgehoben:

a) § 6 Abs. 3 des Kirchengesetzes über Maßnahmem zur
Förderung der Beschäftigung im kirchlichen Dienst (Be-

schäftigungsförderungsgesetz - BFG) vom 22. Januar 1983 
(GVOl:ll. S. 93), zuletzt geändert durch da„ Kirchengesetz 
vom 24. September 1988 (C\T)l:ll. S. 163); 

b) § 1, § 2 Abs. 4 und § 6 Abs. 1 des Kirchengesetzes zur
vorläufigen Regelung von eingeschränkten Dienstverhält­
nissen für Pastoren vom 22. Januar 1983 (GVOBI. S. 93),
zuletzt geändert durch das Kirchengesetz \·om 30. Januar
1988 (CVOBI. S. 22).

Das vor�tehende, von der Svnode am 2. Februar 1991
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 12. Februar 1991 

KL-Nr. 914/90 

Die Kirchenleitung 
Dr. \Vilckens 

Bischof und Vorsitzender 

Kirchengesetz 
zur Regelung des pastoralen Dienstes bei Amtshandlungen 

vom 2. Februar 1991 

Die Synode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1

(1) Gemeindeglieder, die einen Pastor oder eine Pastorin für
die Amtshandlungen Taufe, Konfirmation, Trauung oder 
Beerdigung in Anspruch nehmen wollen, wenden sich in der 
Regel an den zuständigen Pastor oder die zuständige Pastorin 
ihrer Kirchengemeinde. 

(2) Sie haben aber auch das Recht, einen anderen Pastor oder
eine andere Fastorin in Anspruch zu nehmen. 

§ 2

(1) Der in Anspruch genommene Pastor oder die in
Anspruch genommene Pastorin hat den zuständigen Pastor 
oder die zuständige Pastorin rechtzeitig zu benachrichtigen, 
bevor die erbetene Amtshandlung vorgenommen 1vird. 

(2) Die Benachrichtigung soll unverzüglich mündlich oder
schriftlich erfolgen, um dem zuständigen Pastor oder der 
zuständigen Pastorin Gelegenheit zu geben, auf Bedenken 
gegen die Vornahme der Amtshandlung hinzuweisen. 

(3) Amtshandlungen an Gliedern anderer ernngelischer
Landeskirchen soll der Pastor oder die Pastorin nur vorneh­
men, wenn ihm oder ihr ein Abmeldeschein de� zuständigen 
Pastors oder der zuständigen Pastorin vorgelegt ,\·ird. 

§3

(1) Der in Anspruch genommene Pastor oder die in
Anspruch genommene Pastorin übernimmt die Amtshand­
lung, wenn die Voraussetzungen dafür gegeben sind, in 
eigener pastoraler Verantwortung. 

(2) Hält der zuständige Pastor oder die zuständige Pastorin
die beabsichtigte Amtshandlung wegen Verstoßes gegen die 
kirchliche Ordnung für nicht zulässig, darf der in Anspruch 
genommene Pastor oder die in Anspruch genommene Pastorin 
die Amtshandlung nur durchführen, wenn der zuständige 
Propst oder die zuständige Pröpstin zustimmt. 

Wird ein Propst oder eine Pröpstin für eine Amtshandlung 
in Anspruch genommen, ist in solchen Fällen die Zustimmung 
des zuständigen Bischofs oder der zuständigen Bischöfin 
erforderlich. 
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§4

11) Die L\eurkundung crfulgt in ck·m Kirch<.'nbuch ,k·rjeni­
gen Kirchengemeinde, in deren Bereich die Amtshandlung 
,·ollzogen worden ist.*) 

12) Der in An�pruch gc•11c1mmc1w l\1st,1r oder diL• in
Anspruch genommene Pastorin hat eine an dem Gemeinde­
glied einer anderen Kirchengemeinde vollzogene Amtshand­
lung dem 1ustiindigcn l\bt,,r oder der 1usliindigen l\btorin 
mitzuteilen. Die Amtshandlung wird dort nur in das J\amens­
,·erzeichnis des betreffenden Kirchenbuches eingetragen. 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündi­
gung in Kraft. 

Das vorstehende, von der Synode am 2. Februar 1991 
beschlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kid, den 2. Fcbruc1r 19LJ1 

KL-Nr. 1.r /91 

Die Kirchenleitung 
D r. Wilckcns 

Bischof und Vorsitzender 

') vgl. Rechtsverordnung über das Kirchenbuch- und Meldewesen 
sowie zur Kirchenmitgliedschaft vom 1 ":'. Fehmar 1 g;::g (GVOB! S. 62). 

Agenden III, 1 111,2 und IV 

Einführung der ,-\genden für evangelisch-lutherische Kir­
chen Band TII, Teil 1, die Taufe und Teil 2, die Trauung. sowie 
B,rnd [\', Ordinaliun und Einsegnung, Einführungsh,mdlun­
gen, Einweihungshandlungen. 

Die Svnode hat nach Anhörung der Kirchenkreiss,·nodcn 
gL'Tll. 1\rlih•l 68 Ziffer 1 Buchs!. a \'erf. der '\JEK fulgc•nden 
Beschluß gefaßt: 

Die :\'ordelbische Synode beschließt entsprechend Art. 5 
J\bs. 1 \ Erf. dc•r\'ELKD und gern. :\rl. 68 Ziffer 1 Lluchsl. ,1 
Verf. der NEK die Agende für evangelisch-lutherische 
Kirchen Band III, Teil 1 (die Taufe) und Teil 2 (die Trauung) 
(in der \Ull der\ ELKO ,1m 22. Okl,1ber lll,'\h beschl,1'.'>sencn 
Fassung) sowie die Agende für evangelisch-lutherische 
Kirchen Band IV (Ordination und Einsegnung, Einfüh­
rungc.h,rndlungen, Einwcihungsh,rndlungcn) (in der von 
der VELKD am 23. Oktuber 1981 und 24. September 1983 
beschlossenen Fassung) für den Bereich der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche einzuführen. 

Mit diesem Beschluß treten die in den bisherigen Agenden 
oder in Kirchengesetzen und sonstigen Ordnungen vorge­
schriebenen liturgischen Ordnungen für Taufe, Trauung, 
Ordination, Einsegnung sowie Einführungs- und Einwei­
hungshandlungen außer Kraft. 

Der vorstehende von der Synode am 1. Februar 1991 gefaßte 
Beschluß wird hiermit bekanntgegeben 

Kiel, den 1. Februar 1991 

KL-Nr. 136/91 

Die Kirchenleitung 
Dr. Wilckens 

Bischof und Vorsitzender 

- ------ ---- - - ---- -- --- --

Vorentwurf der Erneuerten Agende 

Die Kirchcnk·itung h,1l ,im rn. Dc•1ember [ l)L)ll 7ur Lriiffnung 
des Stellungnahmeverfahrens für den Vorentwurf der Erneu­
erten Agende einen Beschluß gefaßt, den die Synode am 1. 
Fcbmar ]l)LJl unkrslützl l1c1l. Wir gd,en dic",L' Lkschlü�SL' hier­
mit bekannt. 

Kiel. ckn 5. Februar 1991 

Az.: 4U31 T 1 

\fordelbisches Kirchenamt 
Heinrich 

Die Sn1ode hat am 1.  Februar 1991 den folgenden Beschluß 
gefaßt: 

„ Die Synode begrüßt das Erscheinen des Vorentwurfs der 
Erneuerten Agende und unterstüt7t den Beschluß der 
Kirc·hcnkilung zur Fr,iffnun;; des Stcliungn,1hmeverfah­
rens." 

Der ßecc;chluf.< der Kirchen lcitung \·om 1ll Dezember 1990 zur 
Eriiffnung des Sldltmgn.ihnll','Crf,1hrcns für den \'urcnlwurl 
der Erneuerten Agende lautet: 

,.Die Kirchenleitung ermutigt die Gemeinden, die ncuge­
wiihltcn Kirchcnvorolcmde und .illc für die Leitung und 
Gestaltung der Gottesdienste Verantwortlichen, sich im 
Rahmen des StellungnahmeYerfahrens an der Erprobung 
cks \ urentwurfs der Frneucrtcn Agend c· /.ll bl'lciligcn. 

Die Kirchenleitung begrüßt das Erscheinen der Erneuer­
ten :-\gende mit den reichhaltigen Anregungen und Hilfen 
cils c•ine ChanCL', in kun1iliarcr CL·nwinsch.ift die lk·mühun­
gen um eine einladende und lebendige Gestalt unserer 
Gottesdienste zu verstärken. 

Die Beteiligung der CcnwindL' cim Coltcsdien'.'>l mögl' Jb 
ein wesentliches Anliegen der Erneuerten Agende aufge­
nommen werden. Der Gottesdienst sollte deswegen zum 
7cnlrc1kn Thema der Lkr,ilung(•n und BL·mühun:.;c•n in der 
Gemeinde werden. Die Kirchenleitung empfiehlt den 
neugewählten Kirche1worständen die Bildung ständiger 
Gollcsdienslciusschüssc der Gemeinde, damit die Tktcili­
gung möglich:,t \'iclcr Ccmcindcglicdcr an der c;cslalluns 
und in der Feier des Gottesdienstes mehr und mehr 
vern·irklicht wird. (Vgl. Seite Tl - 26 der Yorbeme�kungenl. 
Sie rL·gl 7ur h,rdcru ns des Zusci rnmL'J1\1 irh•ns der f\1slorcn 
und Pastorinnen mit den Kirchenmusikerinnen und Kir­
chenmusikern die Durchfühnmg gemeinsamer Konvente 
an. 

Der vorläufige Gebrauch der Erneuerten Agende zum 
Zweck der Erprobung soll in der NEK unter Berücksichti­
gung ihrer gottesdienstlichen Situation von folgendem 
ausgehen: 

- Die Struktur des Hauptgottesdienstes verläuft nach
Grundform I.

- Wiederholbare Regelform ist für die nordelbischen
Gemeinden Liturgie I.

- Grundform II und Liturgie II werden für den nordelbi­
schen Bereich als Regelform für den Hauptgottesdienst
nicht verwendet.

- Der Textteil für Ordinarium und Proprium wird erprobt.

Zur Förderung der gottesdienstlichen Gemeinsamkeit
gibt die Kirchenleitung folgende Empfehlungen: 

1. Mit der „Erneuerten Agende" soll keine neue Agende
,,eingeführt", sondern die bestehende vertraute Ord­
nung entfaltet und verlebendigt werden. Dazu soll der
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Vorentwurf als Gottesdienstbuch und Hilfsbuch für die 
Gottesdienstgestaltung dienen. 

2. Grundlage der Erprobung soll für den nordelbischen
Bereich die Liturgie I sein als exemplarische Ausfor­
mung der bestehenden und weithin praktizierten lan­
deskirchlichen Ordnung der Agende I. Die schlichte
norddeutsche Abendmahlsform, bisher Form A, ist
dafür besonders ausgedruckt, jedoch sollte auch eine
Wiedergewinnung des eucharistischen Gebetes (bisher
Form B) angestrebt werden.

3. Die Varianten sollten ohne liturgische Eigenmächtigkeit
in einer gemeindeorientierten Gottesdienstarbeit erwo­
gen werden. Sie sollen nach ihrem Verständris als
,,Blockvarianten" nur einen bestimmten gottesdienstli­
chen Abschnitt variieren; besondere Ausformungen des
Gottesdienstes sollten deshalb schwerpunktmäßig er­
folgen und eine „stabile Gmndstruktur" erkennbar
bleiben lassen, die für die Gemeinde auch als eine
wiederholbare Form \·ertraut und nachvollziehbar
bleibt.

Zum Verfahren: 

a) Alle Stellungnahmen aus den Gliedkirchen der VELKD
sind bis zum 1.12.1993 erbeten worden. Die Gemeinden
werden gebeten, ihre Erfahrungen mit der Erneuerten
Agende der Kirchenleitung bis zum 30.6.1993 mitzutei­
len.

b) Die Überarbeitung des Vorentwurfs aufgrund der
Stellungnahme soll dann durch die Arbeitsgruppe
Erneuerte Agende für alle kirchlichen Zusammen­
schlüsse gemeinsam erfolgen.

c) Danach v,ird der überarbeitete Entwurf der Bischofs­
konferenz und Generalsynode der VELKD zur Beratung
und Beschlußfassung vorgelegt werden.

Es ist der \!Vunsch der Bischofskonferenz der VELKD, daß 
die Arbeit mit dem Vorentwurf der Erneuerten Agende von 
einer Bemühung um das Verständnis des Heiligen Abend­
mahls begleitet wird. Als Hilfe hierfür ist eine Handrei­
chung der Bischofskonferenz Zum Heili6cn Abendmahl 
erarbeitet worden, die den Gemeinden übersandt wird und 
beim Lutherischen Kirchenamt in Hannover nachbestellt 
werden kann (Faltblatt)." 

Kirchengesetz über das Archivwesen 
(Archivgesetz) 

vom 11. Februar 1991 

Die S,'11ode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1
.\r,-hi\'\\'l'Sen 

D,1s .\rc-hinNesen dk'rll ,kr Dtlkumenl,1l1,,11 kirchlicher T;i­
tigkeit in der Vergangenheit und hat damit Teil an der Eriül­
lung des kirchlichen Auitrages. Die Nordelbische Kirche regelt 
das Archin,•esen im Rahmen ihrer Mitverant"-ortung für da, 
kulturelle Erbe und im Be\n1ßtsein der rechtlichen Bedeutung 
Stl\vie dc•c \vissensch,1ftli,·lwn, t',L'�chichlliclwn und künsllcri­
schen \\crks kirchlichl'n \rchivt',ules_ 

§2
Begriffs bestimm u ngen 

(1) Kirchliches Archivgut ist das in den kirchlichen Stellen
en,·,ich<L'llC Schriflgul, ,01,cit L'S ,1uf Dauer ,1uföl'w<1hnmt',,­
würdi.� i,l und fiir diL' Ln1t,•11de .\rbeil nic],l mehr bl'1:,il1gt 

wird. Nicht darunter fallen eigene Aufzeichnungen, die Pasto­
ren und Pastorinnen sovvie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
in Wahrnehmung ihres Seelsorgeauftrages gemacht haben. 

(2) Kirchliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind die Kör­
perschaften öffentlichen Rechts nach Artikel 3 Absatz 2 der 
Verfassung sowie ihre Dienste, \Verke und Einrichtungen. 

(3) Schriftgut sind Informations-und Datenträger, insbeson­
dere Aktt'n, Amtsbücher, Karten, Siegel, Stempel, Pläne, Bilder 
und Tonträger. 

(4) Auf Dauer aufbewahrungswürdig ist Schriftgut, dem
aufgrund seines kirchlichen, wissenschaftlichen, geschichtli­
chen oder künstlerischen Wertes oder aufgrund von Rechts­
vorschriften bleibender Wert zukommt. 

(5) Privates Schriftgut ist bei Dritten erwachsenes, nichtamt­
liches Schriftgut (z.B. Nachlässe oder Sammlungsgut). Es kann 
von kirchlichen Stellen übernommen werden, sofern an der 
Übernahme ein kirchliches Interesse besteht. Dann ist es wie 
kirchliches Archivgut zu behandeln. 

§3
Erhaltung, Sicherung, Aufbewahnmg, 

Erschließung von Archivgut 

(1) Kirchliches Archh·gut ist unveräußerlich.

(2) Die kirchlichen Stellen haben sicherzustellen, daß ihr
Archivgut erhalten bleibt, dafs es gegen Verlust und Beschädi­
gung gesichert ist, daß es sachgerecht aufbewahrt und im 
Interesse der Kirche und der wissenschaftlichen Forschung 
erschlossen wird. Diese Aufgaben werden ausschließlich 
durch kirchliche Archive wahrgenommen. 

(3) Vor jeder Maßnahme, die kirchliches Archivgut in seiner
Erhaltung, Sicherung, Aufbewahrung oder Erschließung be­
trifft, ist die Beratung des Nordelbischen Kirchenamtes (Nor­
delbisches Kirchenarchiv) einzuholen. 

§4
Kirchliche Archive 

(1) Die Nordelbische Kirche, ihre Kirchengemeinden, Kir­
chengemeindeverbände, Kirchenkreise und Kirchenkreiwer­
bände richten je für sich oder gemeinsam kirchliche Archive 
ein und unterhalten diese. Eine Deponierung ihres Archivgu­
tes ist ausschließlich bei einem kirchlichenArchiv nach Satz 1 
zulässig. Die Löertragung der Aufgaben nach § 3 Abs. 2 und 
die Deponierung bedürfen der schriftlichen Vertragsform (De­
positalvertrag) und der Genehmigung der nach § 7 zuständi­
gen Stelle. Die jeweiligen Eigentumsrechte am Archivgut blei­
ben davon unberührt. 

(2) Zum ZeitpLmkt des Inkr,littretens dieses Kirchengeset­
zes bereits bestehende Deposit,1\-erträge bleiben unberührt. 

(3) l),1s ;\r,hn :__',lll der Norddl1 i,,·hl'n Kirche \\·ird 1 \\11 dem
'-Prdelli1schL'n Kirclw11,1111l durch cLb Nur,lc>lbi"chc· Kirchen­
archiv \·crwaltet; hierzu gehört auch das bei den d1ernaligen 
Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schlecwig-Hol­
stein bis zum 31. Dezember 1976 erwachsene Archi\·gut. Im 
übrigen nimmt das Nordelbische Kirchenamt (I\:cirdelbisches 
Kirclwnarchill fiir den Bereich der '\ordelbischcn Kirche die 
.\ulg,1bc'n ncich c, 1 1,,1hr. 

§ 3
Be\,·ertung und Vernichtung von Schrittgut 

(1) Das Nordelbische Kirchenamt regelt im Rahmen \'Oll§ 2
.\bs,1 l:; 4, \\.l'lch,is Schriftgul ,rn l D,l Ut·r ,rnfbcwc1hrung,würd ig 
hl (ß,_•1,·erlun.� ,_ 
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(2) Schriftgut, das nicht auf Dauer autbewahrungs\\·ürdig
ist. k,mn vernichtet werden. Eigene Atif/eidmungen, die l',1-
,,tl,ren und l'astorirn1L'n sowie MitarbL•ikr und Mitarf•L•itcrin­
nen in Wahrnehmung ihres Seelsorgmuitrages gemacht ha­
ben, sind zu vernichten, sobald sie zur Seelsorge nicht mehr 
benötigt werden. Die Vernichtung hat sachgerecht zu erfolgen. 

(3) Die sich aus der Regelung nach Absatz 1 ergebenden
Aufgaben sowie diL' . .\ufgaben nach Absatz 2 werden v,m dL'n 
kirchlidwn ArchiH•n im Benehmen mit dem Nordelb1„clwn 
Kirclwnamt (Nordelbi�ches Kirchen,m:hiv), für die '.'\lndelbi­
sche Kirche vom i\"ordelbischen Kirchenarchiv wahrgenom­
men. Wird eine Einigung nicht erzielt, trifft das Nordelbische 
Kirchenamt die Entscheidung. 

§6

Anzeip·- und Ablil'fenmg�pflicht 

(1) Schriftgut, das aus der laufenden Registratur oder Arbeit
ausgeschieden werden muß, ist in einer Altregistratur zu ver­
\\·ahren, bis die Be\wrtung nach§ 5 erfolgt. 

(2) Schriftgut, das zur Bewertung n,1ch § 5 anstL•ht, ist dem
kircl1 lichen Archi\ an;,uzeigen. Arcl1i\ gut ist ,rn das kirc'h liehe 
Archi\ abzugeben. 

(3) Werden kirchliche Stellen geteilt, aufgehoben oder zu­
sammengelegt, so soll ihr Archiv- oder Schriftgut geschlossen 
erhalten bleiben und entweder an den Rechtsnachfolger oder, 
"·enn ein solcher nicht vorhanden ist. an ein kirchliches Archiv 
nach§ cl Absatz 1 abgt·geben werden. 

§7

Rechts- und Fachaufsicht 

(1) Im Archivwesen führt die Aufsicht

a) über die KirchengL"meinden und KirchengemeindL'\ L'rbiin­
dL' sowie ihre Dienste, Werke und EinrichttmgL'n der
Kirchenvorstand, unbeschadet der allgemeinen Aufsicht
des Nordelbischen Kirchenamtes,

b) über die Kirchenkreise, die Kirchenkreisverbände sowie
ihre Dienste, \\'erke und Einrichtungen und die Dienste,
Werke und Einrichtungen der r\orddbischen Kirche das
'\;urdelbbche KirL·henamt,

c) über das Nordelbische Kirchenamt die Kirchenleitung.

(2) Die Aufsicht über die Archive der kirchlichen Dienste,
\\'erke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
führen ihre durch Kirchengesetz, Satzung, Vereinbarung oder 
Stiftungsurkunde bL•stimmten Aufsichtsorgane. 

(sJ Die Aufsicht über die Archin· im übrigen liegt be•t der 
Kirchenleitung. 

(4) Zur Unterstützung der Aufsicht nach Absatz 1 Buchstabe
a ist die Beratung des Nordelbischen Kirchenamtes (Nordelbi­
sches Kirchenarchiv) einzuholen. 

§8

Zulässigkeit der Bearbeitung 

(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kirchlicher Archive
dürfen zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Absätze 2 
und 3, § 4 und§ 5 Absatz 2 kirchliches Archivgut und Schrift­
gut einsehen und bearbeiten. 

(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kirchlicher Stellen dür­
fen zur Wahrnehmung der Aufsicht nach§ 7 kirchliches Ar­
chivgut und Schriftgut einsehen und bearbeiten. 

(3) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bei Wahrnehmung
der Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 Einsicht erhalten in 
Aufzeichnungen, die Pastoren und Pastorinnen sowie Mitar-

beiter und .\1itarbeiterinnen in Wahrnehmung ihres Seelsorge­
auftragc•s gemacht haben. müssen über deren Inhalt absolute 
Vl'rsch11il'genheit wahren. 

(4) \\'ird kirchliches Archi\ gut im Auftrag kirchlicher Stel­
len oder kirchlicher Archi\-e bearbeitet, so ist die Bearbeitung 
nur im Rahmen der Weisungen des jeweiligen Auftraggebers 
zulässig. Die Erteilung n,n Aufträgen bedarf der schriftlichen 
Vertr:igsfL,rm und ist genehmigungspflichtig. Sofern die kirch­
lichl'n .'.,rchivbestimnrnngen auf dl'n At1ftr,1gi1l'hml'r keim• 
An1vendung finden, ist der Auftraggl'bcr n•rpflichtet sicher­
zustellen, daß der Auftragnehmer diese Bestimmungen beach­
tet und sich der Aufsicht einer kirchlichen Stelle unterwirft. 

§9

Rechk Bl'troffener 

(1 J Bt'truffenl'n ist auf .o, n tr,1g Auskunft ;u erteilen über die 
sie betreffenden personenbezogenen Angaben im Archivgut, 
soweit das Archivgut durch .'-:'amen der Person erschlossen ist. 

(2) Rechtsansprüche Betroffener auf Löschung oder Ver­
nichtung der sie bL•trdfonden personenbe?t,genen Angaben 
sowie . .'.,nsprüchl' aus den Datl'nschut/bL•,timmungen dL•r 
Nordelb1schen Kirche blt·iben unberührt. 

(3) Bestreiten Betroffene die Richtigkeit der sie betreffenden
personenbezogenen Angaben in dem Archi\·gut und läßt sich 
weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der sie betreffen­
den personenbezogenen Angaben feststellen, sind diese 1u 
anonvmi,il'rl'n odl'r zu �rc·rren; diL' kirchlichen Archive kcin­
nl'n jcd,,ch verlangen. da!? an die Stelle der Anonymisierung 
oder Sperrung eine Gegendarstellung der Betroffenen tritt, 
soweit dadurch deren schutzwürdige Belange angemessen 
berücksichtigt werden. 

§ 10

Bl'nUt/.ung clurch kirchliche und 
sonstige (iiientliche Stellrn 

Die Benutzung von kirchlichen Archiven durch kirchliche 
oder sonstige öffentliche Stellen ist grundsätzlich zulässig, 
soweit 

1. das Archivgut keine }"L"rscmcnbe/.ogenL'll Angabl'n l'nth:ilt
odt·r

2. diese Benutzung im Rahmen der ursprünglichen Zweckbe­
stimmung liegt oder

3. die Betroffenen der Benutzung zugestimmt haben oder

4. die Bestimmungen der i\'ordelbisclwn Kirche über Daten­
übermittlungen in enhpredwndl'r Am1·endung dies /.ul,1,­
sen.

§ 11 Absätze 2 und 3 ist zu beachten.

§ 11

Benutzung durch Sonstige 

(1) Das Recht, kirchliches Archivgut zu benutzen, steht al­
len, die ein berechtigtes Interesse geltend machen, auf Antrag 
zu, es sei denn, Rechtsvorschriften oder vertragliche Vereinba­
rungen nach § 2 Absatz 5 stehen dem entgegen. Kirchliches 
Archivgut, dessen Entstehungszeit weniger als 15 Jahre zu­
rückliegt, soll nicht zur Benutzung vorgelegt werden. 

(2) Die beantragte Benutzung ist nicht zulässig, soweit

1. Grund zu der Annahme besteht, daß die Wahrnehmung des
Auftrages der Kirche gefährdet würde, oder

2. die Sicherheit oder der Erhaltungszustand des Archivgutes
gefährdet würde oder

3. ein nicht vertretbarer Aufwand entstehen würde oder
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4. die Geheimhaltungspflicht nach § 203 Absätze 1 bis 3 des
Strafgesetzbuches oder andere Rechtvurschriikn übL'r Ce­
heimhaltung verletzt würden oder

5. es sich um gesperrte oder unzulässig erhobene Angaben
hancklt.

(3) Die beantragte Benutzung ist des ,\·eiteren unzulässig,
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige 
ßelangc Dritter cntgL'gL·nstchcn, es sei denn, 

1. es handelt sich um Angaben, die \·eröffentlicht oder
allgemein zugänglich sind, oder

2. da� kirchliche Interesse odl'r d,1s Allgerncinintl'resse an der
Auswertung überwiegt, oder

3. ein rechtliches Tnteresse des Benutzers oder der Benutzerin
überwiegt, uder

4. die Betroffenen stimmen der Benutzung zu.

(4) Für die Benutzung können Cebührcn crhobc•n werden.

§ 12
Ergänzende ßestirnmungcn 

Das.'\iäherezu§3Absätze2 und 3,§4Absatz 1,§5, § 7 Absatz 
4, § 8 Absatz 4 und § 11 regelt die Kirchenleitung durch 
Rechts n·rord nung. 

§ 13
Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft. 

(2) Die aufgrund des Archivgl'setzes \ um 20. lanuar l c17c_1
(GVOBI. S. 35) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 1989 (GVOBl. S. 61) sowie der Recht\·erordnung
zur Ermächtigung des .'\iordelbi,chcn Kirchenamtes zum Fr­
laß \·on Ausführungsverordnungen zum Archivgesetz vom
27. April 1979 (GVOBI. S. 147), zuletzt geändert durch Kirchen­
gesetz mm 28. Januar 1989 (GVOBl. S. 48). erlassene 

Benutzungsordnung vom 23. Februar 1980 (GVOßl. S. 80), 
- Gebührenordnung mm 23. Februar 1980 (GVOBL S. 84),

Kassationsordnung vom 23. Februar 1980 (GVOBI. S. 8()) 

sowie die allgemeine Verwaltungsanordnung über die Tätig­
keit kirchlicher Archi\·pfleger mm 9. August 1977 (GVOBL 
S. 192) bleiben bis zu einer Ncurl'gL•lung in Kraft.

(3) Gleichzeitig treten das Archivgesetz mm 20. Januar 1979
(GVOBL S. 35) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar FliN (CVOBL S. 61) sowie die Rechtswrordnung
zur Ermächtigung des \.:ordelbischen Kirchenamtes zum Er­
laß von Ausführungsverordnungen zum Archivgesetz vom
27. April 1979 (GVOBL S. 147), zuletzt geändert durch Kirchen­
gesetz vom 28. Januar 1989 (GVOBI. S. 48), außer Kraft.

Das vorstehende, von der Synode am 2. Februar 1991 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

Kiel, den 11. Februar 1991 

KL-Nr. 117 /91 

Die Kirchenleitung 
Dr. Wilckens 

Bischof und Vorsitzender 

Haushalts beschluß und Haushaltsplan 
der Nordei bischen Ev.-Luth. Kirche

für das Rechnungsjahr 1991 

Die Synode hat am 2. Februar 1991 folgenden 

H a u s h a l t s b e s c hlu ß 1 99 1  

gefaßt: 

1. Gemäß §§ 3, 14 des Kirchengesetzes über das Haushalts-,
Kassen- und Rechnungswesen in der Norddbischen Ev.­
Luth. Kirche vom 19.11. JL!77 wird der

Haushaltsplan der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
für das Rechnungsjahr 1991 

in Einnahme und Ausgabe auf 789 .267.800 D \,;l festgestellt. 

Gleichzeitig werden die dem Haushaltsplan als Anlagen 
beigefügten Sondcrhaush,1lts- und Wirtschaftsp!i-inc m 
Einnahme und Ausgabe fe�tgestellt: 

Diakonisch-Theo!. Ausbildungszentrum 
Rickling 
Pädagogisch-Theologisches-Institut -
Arbeitsstellen Kiel, Hamburg, Rissen 
['astora!k(illeg 
Prediger- und Studienseminar Preetz 
Prediger- und Studienseminar -Ausbil­
dungszentrum Brcklum 
Prediger- und Studienseminar -Ausbil­
dungszentrum Hamburg 
.'\Jordelbi"chL'S J11gendwl'rk Koppl'l,berg 

Evangelische Jugendheime Koppelsberg 
'.'-Jeukirchen, Bistensee, Hörnum 
Studenten- und Hochschulpfarramt 
Hamburg 
.'.'Jordelbisches Frauenwerk 
StrafanstaltssL•elsorge 1 [amburg 
Gemeindedienst der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche 
Kirchlicher Dil'n,t in der Arbcitswl'lt 
Amt für Öffentlichkeitsdienst der .'\iEK 
Ev. Akademie Nordelbien 
.'\Jordclbischc Kirchenbibliothek 
Rechenzentrum '\" ordelbien-Berlin 

884.20(7 DM 

2.315.400 DM 
407.70ll DM 
744.700 DM 

186.1011 DM 

124.400 DM 
2.185.6011 DM 

2.802.300 DM 

847.200 DM 
1.697.800 DM 

103.00ll DM 

1.487.800 DM 
2.208.9()(] DM 
1.454.900 DM 
4.317.300 DM 

986.400 DM 
7.861.000 DM 

2. Der Haushaltsfestsetzung wird eine Kirchensteuervertcil­
masse \ on 622.290.000 D\,;1 zugrunde gl'legt.

3.1 An dem bisherigen Grundsatz zur Verteilung des Kir­
chensteueraufkommens zwischen Kirchenkreisen und 
gesamtkirchlichem Anteil im Verhältnis 70 : 30 wird 
festgehalten. 

3.2 Für die Verteilung des Kirchensteueraufkommens 
werden für die Rechnungsjahre 1992 bis 1994 gem. § 3 
Finanzgesetz folgende Plandaten angestrebt: 
- gesamtkirchlicher Anteil 30.0 v.H. 
- Schlüsselzuweisungen an Kirchen-

kreise zuzüglich Einzelbedarf 68,8 v.H. 
- Sonderfonds 1,2 v.H. 

3.3 In den folgenden Haushaltsjahren ist jeweils darüber 
zu befinden, ob wegen besonderer Beiträge an die EKD 
für Hilfspläne für die Kirchen des BEK eine Verände­
rung der Verteilung vorgenommen werden muß. 
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4. Die Verteilung des Kirchensteuerautkommens für das
Rechnung-..i,1hr J lll) 1 wird gern.§-± .\bs.1 des Finanzgöet­
/cs wie folgt lL",tgc•-..etzt:

Kirchensteuen ertt:tlrnasse nach Ziff. 2 622.298.Llllll DM

4.1 Gesamtkirchlicher Bedarf

4.1.1 Gesamtkirchl. Pflichtausgab.) = 32,1-+4 \-.H. = 

4.1.2 Lande,kirchl. Anteil ) 200.029.9llll DM 

-t.2 1-:in/elbecL1rf-../U\\'eisungcn ,111 
Kirchenkrc•i-..e 

4.3 SchlüsselZlm·eisungen an 
Kirchenkreise 

-t.4 Sonderfond-.. 

2.0llll.llllll UM 
= 0,321 \·.H. 

405.862.200 DM 
= 65,220 \·. H. 

l l.h7l1111111 IJM
= 1,s7=; \.H.

-l.S Zuführung rnr Garantie-Rücklage 2.735.900 DM 
= 0,440 \·.H. 

::i. '.\:ach§ 4 Abs. 2 Finanzgesetz wird die Höhe der Schüssel­
/Uweisungen dn die Kirchenkreise gern. Ziff. 4.0, garan­
tic•rt. 

6. 

=;_ 1 Ein Mehr,rntkornmen an KirchenstL'Ul'rn 1 LJLJ l \\·ird 
wie folgt \·erteilt: 

5.1 .1 Schlüsselzuweisungen an 
Kirchenkreise 68,12'i \-.H. 

'i.1.2 Sonderfonds 

'i.1 ..1 Ces,1111tkirchlichL•r Anteil 

5.2 Ein Minder aufkommen an Kirchen­
steuern 1991 wird mit 

1.87=; \.H. 

31),lll 111 \.I [. 

5.2.1 68,12'i \-.H. hinsichtlich der Schlüsselzu11·ei-
sungen spätestens im Rechnungsjahr 1993 

'i.2.2 U,7=; \ H. vorn Sondc•rttinds und 

'i.2.3 3ll,lillll 1·.I I. beim gcs,rnitt--irchliclwn .\nkil 

berücksichtigt. 

Für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen an Kir-
chenkreise werden die nach dem Stand September 1990 
fcstgcstt'lltcn Gemcindegliederzahlen n1grunde 

·\ngcln h 1.18-t .\lun�terdort :i'i.329 
Eckernförde 61.3'!7 '.. L'll rnünster 133.71)5 
Eiderstedt 14.688 Oldenburg 61.432 
Flensburg 92.046 Pinneberg 7-t.923 
Husmn-Bredstedt 56.052 Plön 93.900 
'\ orderdithmarschen 43.884 Rantzau 79 . .114 
Rendsburg 'i7.'i4-t �l':--:;L•bt'rg 7l/ll0h 
'-;,hll'swig 'i4 1 ',[ .-'\ 1 t-Hamburg 2.'--'' :'-th 
Süderdithmarochen 63.l 14 A.ltuna 4Y.252 
Südtondern 53.464 Blankenese 89.815 
Eutin 85.877 Harburg 85.350 
Kiel 166.160 Niendorf 114.655 
Lauenburg 95.953 Stormarn 302.514 
Lübeck 148.381 

Gesamtzahl: 2.585.836 

7. Der Jahresdurchschnittbetrag für die zentrale Zahlung der
Dienstbezüge der Pastoren wird gern.§ 8 Finanzgesetz für
das Rechnungsjahr 1991 auf 80.-100 DM je besetzter Pfarr­
stelle festgesetzt.

8. Haushaltsrechtliche Vermerke

8.1 Gegenseitige Deckungsfähigkeit

8.1.1 Innerhalb des Gesamthaushalts sind zwischen 
den einzelnen Funktionen - außer Funktion 

051 - die Ausgabeansätze folgender Gruppie­
rungsnu mmc•rn gegcnsL·itig dc•ckungsf:ihig 

421 =;111 
422 S2Ll 
423 530 
461 
490 

,-; 1.2 Innerhalb L'iiws LJnter,1bschnittes sind die 
1\usg,1bc'clll<1t/e jeweils gcgensL·itig 
deckungst:ihig: 

8.1.2.1 Die Gruppen 43 -44 
61 - 63 

8.1.2.2 Scimtliche Untergruppen 
ld rc·istcllige ( ;rup}0icru ngszifü·r) 

8.1.2.3 DiL' H,n1sh,1ltsstc-lle11 

Ll582.880 mit 0582 cJ8ll 
212.880 mit 212.98ll 
237.880 mit 237.980 
811.880 mit 811. 9811 
922.880 mit 922.9t',il 
"hl.880 mit 9h] c1.c.:11 

8.2 Einseitige Deckungsfähigkt·it 

s" C ,,) 

Innerhalb des Gesamthaushaltes sind einseitig 
deckungsfähig: 

8.2.1 die Ausgaben für die Bezüge der Beamten 
(Cr.-Nr. 422) zugunsten der \usgaben für 
Vcrgütun,;c;c·n (Cr-Nr. 4231 und Liihne 
(Cr.-Nr -l24I 

8.2.2 die Ausgaben für Unterstützungen 
(Gr.-Nr. 464) zugunsten der A.usgaben für 
Beihilten (Gr.-Nr. 461). 

8.2.3 Minderausgaben bei 762.-±23 \·ergütungen 
dürfen tür .\khr,iusgaben h·i 762.4'i3 
( ;\ ushil tL•n 1 \Tf\\'L'ndct \\ c-r,lc-1 \. 

t>.2.4 Minder ausgaben bei Y22.7t12 l dürfen für 
Mehrausgaben bei 922.Sfül 980 verwendet 
werden. 

8.2.5 Minderausgaben bei 980.8620 dürfen für 
Mchrauog,1h'n der Cruppic•nmgen -±2 - -t-t 
(Teuerungen! \'t•nw·ndct \\·erden. 

Unechte Deckungsfähigkeit 

Einnahmen bz11· . .\1ehreinnahmen dürfen für 
Ausgaben bz\1· . .\lehrausgaben bei folgenden 
Haushaltsstellen \·erwendet werden: 

ins 1r:;41 /ll)-',llllSten ():181'41 
1nS.l'i42 /ugunsten 1138.1,4'1 

US 1.042 zugunsten 051.43 ll ll]] 
0581.1541 zugunsten .6491/2 

.1543 zugunsten .6493 
0582.384 zugunsten 0582.950 
142.211 zugunsten 142.7391 
154.045 zugunsten 154.741 
154.121 zugunsten 154.510/ 
122/199 520/911 
212.0491 zugunsten 212.531 
299 .172 / 220 zugunsten 299.679 
349.195 zugunsten 349.421 / 461 
352.172 zugunsten 352.7498 
353.220 zugunsten 353.7491/2 
430.042 zugunsten 430.671 
553.154/172 
221 zugunsten 553.679 
762.196/ zugunsten 762.550/620 

.199 610/631/633 
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811.221 zugunsten 811.Dl.950
Xll.341 /ugunsten 81] .iJl c)]]
811.372 /uµ:unsten 811 u:;11 
843.()7() /Ugunsten 873.7+1 
911.010 ZU"unsten 911.697 

922.722 1 732 

911.045 zugunsten 922.732 
922.179 zugunsten 922.7621 
l)22.384 nigun,tt·n 922 7(,21 
l/71.114 /Ugunsten 971 llll 
972.222 zugunsten 972.911 
973.114 zugunsten 973.911 
975.124 zugunsten 975.9:1 
975.3 11 zugunsten 975.769 

ti.+ L'l,ertraghmkcit 1 ()11 H,rnsh,1lhmitll'ln: 
Llx·rtr,1gh,ir sind die am Schlul; d,•.., l laushalhJ,1hre, 
verbliebenen l laushaltsmittel der Gruppierungs­
nummern: 

76, 77, 9-t 95. 
t:.5 Das Haushaltsdezernat ist ermächtigt, in begründe­

ten Ein/elfollL•n unlL•r lk•achtung ,ler BestimmungL'n 
der ::i::i c; und 7 1-1 KR( J die tlccku ngc,f;ihigkeit und 
Cbertragbarkeit für weitt•re Haushaltsstellen 
anzuordnen. 

9. L"l,er- und außerplanmäßige Ausgaben

9.1 Das Haushaltsdezernat ist ermächtigt, Mehrausgaben
/U bewilligen, und zwar 
'1.1. I über- und ,rnlserpl,mm;ü,igl' ;\usgaht·n, die• ,rnt 

gesetzlichen oder bestehenden vertraglichen 
Verpflichtungen beruhen. 

9.1.2 über- und außerplanmäßige Ausgaben bis zu 
5.000 0.\1 je Haushaltsstelle und Haushaltsjahr, 

'1.1.3 übcrpLrnm,1l�ige ;\usgal•c'n 1·\ln mehr ,1]s 
5.llllll D\1 l,is zu 20.()()(l D\1. \\'t'nn dadurch clc-r
einzelne l [aushaltsansatz im Haushaltsjahr
nicht um mehr als 10 v.H. überschritten ,1·ird.

lm Rahmen der Jahresrechnung sind die über- und 
außerplanmäl�igen Ausgaben. ihre Unvorhersehbar­
keit und Um crnwidbarkeit der S\'l,()dc im ein/L·lncn 
darzukgen, st n1 e1t sie im Lin1c·l t,1 II 20.0()() DM ül•c'l'­
steigen und nic'ht ,mf gesetzlichen odl'r vertraglichen 
Verpflichtungen beruhen. 

9.2 ln allen übrigen Fällen sind für über- und außerplan­
mäßige Ausgaben ,·orherige beschlußmäßige Geneh­
migungt•n dt's '\,irdelbischen Kirchen,1n1les und dL'S 
\'(,rsit/t·ndt·n des I laupt,rnsschu,,L'S t'rforderlich. llt'i 
ße11illigung 1-1ber 1 ()().()()() DM ist die Zustimmung dt·s 
Hauptausschusses einzuholen. 

9.3 Die genehmigten über- und außerplanmäßigen Aus­
gaben sind der Kirchenleitung und dem Hauptaus­
schuß regelmäßig zur Kenntnis zu bringen. 

10. Verpflichtungsermächtigungen
Der Hauptausschuß kann zu Lasten des Rechnungsjahres
1991 bis zu 6,0 Mio DM Verpflichtungen bei der Haushalts­
stelle 922.7621 (Sonderfonds) eingehen.

11. Die durch Verzichtserklärung nach § 25 b KBBesG bei den
Gruppierungsnummern 42 und 44 eingesparten Haus­
haltsmittel werden einem besonderen Fonds zugeführt.
Das Nähere regelt der Hauptausschuß durch Beschluß.

12. Übernahme von Bürgschaften
Die Übernahme von Bürgschaften für Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie für
rechtsfähige Vereine, deren Zweck ausschließlich kirchli-

chen und diakonischen Zielen dient sowie in begründeten 
Fin/clfällt:·n für ,rntürliclw rL'rsonL'n bnn h·i Beträgen bis 
/U 1(111111111 DM, höchstc•n, jL·doch insges,1mt 3ll(l.Cl(l() DM 
im Rc•c·h 11ungsjah1� durch d,,s Nordelbische Kirchenamt, in 
allen übrigen Fällen nur durch Beschlüsse der Kirchenlei­
tung und des Hauptausschusses erklärt werden. 

13. Aufnahn.e n1n Krediten
Das \:ordt·lhischc Kirclwn.imt wird L'rm;ichtigt,

,1) /lll' . \ ufrechkrhaltu ng einL'r ordnu ng,gc•rniiFL'n Kas­
sem 1· irtschaft 
1. bei der Nordelbischen Kirchenkasse einen Kassen­

kredit bis zu 15 .\Iio DM aufzunehmen,
2. bei den nordelbischen Diensten und \\'erken die

.\ufnahml' von Kassenkrediten \;i, /ll c'iner
Ct•s,1mthiillL' \tin :::'11 \lio DM /U µ:,·1·"-'hmigen,

b) zur Finanzierung nm lnvestitionen bei den Funktio­
nen (138, 0582, 112, 212, 522 einen Kredit bis zu
2.30-L600 DM aufzunehmen.

Der 11.iu,h.ilhplan mit Frl.rntenmgen und ':,,,nderha11shalts­
plänen liegt im Dienstgeb:1ude des Nordt'lbischt'll Kirchenam­
tes in Kiel, Dänische Straße 27 - 35 (Bibliothek), zur Einsicht­
name öffentlich aus. 

Die KirchL'nll'itung 
l'r o f .  D r. Wi l ckL• n s  

Bi�chof und �tdh. Vorsitzl'nLiL'r 

Kl.-Nr. 1 :0 91 

Rechtsverordnung 
zur Änderung der Rechtsverordnung 

über die fortbildung von Pastoren und Pastorinnen 
vom 11. Februar 1991 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 4 des Fortbildungs­
gesetzes mm 22. November 1985 (GVOBl. S. 272) die folgende 
Rec htc, \'lT< ,rd n u ng L'rlassen: 

,\rtikel l 

Die Rechtsverordnung über die Fortbildung von Pastoren 
und Pastorinnen vom 9. September 1986 (GVOBI. S. 262) wird 
wie folgt geändert: 

§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Pastoren und Pastorinnen z.A. müssen zur Erlangung
der Bewerbungsfähigkeit innerhalb der ersten drei Dienstjahre 
an zwei einwöchigen Fortbildungsverastaltungen des Pasto­
ralkollegs sowie an drei Studientagen des Pastoralkollegs zu 
den Bereichen Kirchenrecht und Verwaltung teilnehmen." 

Artikel II 

Das Nordelbische Kirchenamt wird ermächtigt, die Rechts­
verordnung über die Fortbildung von Pastoren und Pastorin­
nen in der vom Inkrafttreten dieser Änderungsverordnung an 
geltenden Fassung in geschlechtergerechter Sprache bekannt­
zumachen. 
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Artikel III 

DieSL' Rechts\·erordnung tritt ,,ITt ]:,gc nach ihrL·r Verkün­
dung in Kraft. 

Kiel, den 11. fdJruar 19'1J 
Die Kirchenleitung 

Dr. Wilckens 
ßischl,f und \' ,  ,rsitzL·nder 

KL-;(r 819 / 825 / 90 

Bekanntmachungen 

Ev.-Luth. Kirchengemeindeverband Rah lstedt: 

Änderung der Satzung vom 17. Mai/1. September 1979 
(GVOBl. 1980 S. 41), zuletzt geändert durch 
Beschlüsse vom 9. April 1987 und 28. Januar 1988 
(GVOBl. 1988 S. 87) 

Die Verbandsvertretung des Kirchengemeindeverbandes 
RzihlstL·dt hcit am2:,.lanuar ]LJx6und ,im 14.Juni J()(J(lbeschlos­
sen: 

1 

§ 11 der Satzung wird wie tolgt geändert:

a) Absatz l erhält folgende Fassung:

,,(11 Dl'r Verbands,rnssclrnls besteht aus 

a) einem Pastor/ einer Pastorin,
b) einem Pastor 'einer Pastorin oder einem h,rnptilmtli­

chen :v1.itarbciter / eint·r hauptamtlichen \ 1itarbeitl'rin,
c) drei Kirchenvorstehern/Kirchenvorsteherinnen, die

nicht Pastoren oder hauptamtliche Mitarbeiter sind.

Alle l\.litglieder des Verbandsausschusses müssen der

Verbandsvertretung angehören. Die Mitglieder des Ver­
bands,rnsschusses werden von der Verbandsvertretung für 

die laufende Amtsperiode gewählt. Für die in den Ver­
bamhausschui_, gewählten sonstigen Kirchenvorsteher ist 
zusätzlich ein gemeinsamer Stellvertreter zu wählen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) An den Sitzungen des Verbandsausschusses kann der
Vorsitzende der Verbandsvertretung oder einer seiner
Stelln'rtretl'r mit beratL'nder Stimme teihwhmen, S()fern er

nicht ohnehin \..1itglicd des Verbandsausschusses ist."

2. 

Dieser ßeschluL; tritt arn 1. Januar 1991 in Kraft. 

Die vorstehende Satzungsänderung ist durch den Kirchen­
kreisvorstand de, Kirchenkreises 5tormarn genehmigt wor­
den. 

Kiel, den 13. Februar 1991 
'.\.ordelbi�ches Kirchenamt 

Im Auftrage: 
Görlitz 

.-\z.: 10 KGV Rahlstedt- R II / R 1 

St el 1 en au ss chrei b u nge n 

Pfarrstellenausschreibungen 

Die 1. Pfarrstelle des Kir chen k re is verba  n des Bla nke­
nese, Niendor f  und P inneberg für das Evangelische 
Zentrum Rissen, Gemeindepädagogisches Institut und zu­
gleich Tagungs- und Freizeitstätte in der Trägerschaft des Kir­
chenkreisverbandes Blankenese, Niendorf und Pinneberg (in 
Kooperation mit der Nordelbischen Kirche), wird vakant und 
ist zum 1. August 1991 mit einem Pastor oder einer Pastorin 
als neue/n theologische/n Leiter /in zu besetzen. 

Die Besetzung erfolgt durch Berufung des Verbandsaus­
schusses auf Zeit. 

Der bisherige Leiter geht in den Ruhestand. 

Gesucht wird eine Persönlichkeit mit mehrjähriger prakti­
scher Erfahrung in der Gemeindearbeit und/ oder verantwort­
licher Tätigkeit in anderen Arbeitsfeldern der Kirche, z.B. Fort­
bildung, Erwachsenenbildung u.ä .. Vorausgesetzt wird ge­
meindepädagogische Kompetenz, Befähigung zur Leitung 
und zur Zusammenarbeit mit einem Team eigenständiger Re­
ferenten. 

Erwartungen: Der/Die Leiter/in soll dafür stehen. daß die 
gL'mL·indep!1dagc1gischL·n GrundsatzfragL·n angecLKht, die 
Ressourcen mobilisiert, das Konzept des Hauses konkretisiert 
und umgesetzt wird. Das Evangelische Zentrum Rissen ver­
steht sich in seinem gemeindepädagogischen Arbeitsbereich 
als Fortbildungseinrichtung zur Begleitung der klassischen 
Aufgaben der Gemeindearbeit und entwickelt z.Z. neue Per­
spektiven zu integrativen Arbeitsformen. Künftig soll das Ge­
meindepädagogische Instihit zusammen mit der Tagungs­
und Freizeitstätte wieder deutlicher als das „eine Haus" Evan­
gelisches Zentrum Rissen gestaltet werden. 

In der Gesamtleitung des Evangelischen Zentrums Rissen 
tritt ein/e Geschäftsführer/in an die Seite des/der theologi­
schen Leiters/in. Beide bringen ihre jeweilige Kompetenz in 
die Leitungsaufgabe ein, die der/ die andere hat, und ergänzen 
sich von daher. 

Bei der Beschaffung einer Dienstwohnung sind wir behilf­
lich. 

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Verbandsausschuß, z.Hd. 
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Herrn Propst Willi Rogmann, Kollaustr. 239, 2000 Hamburg f, 1. 
Weitere L:nterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfll' erteilt l'rnpst HtT11·ig Schmidtp>tt, Kirchenkreis BLrn­
kenese, Drnmienstr. la, :wno Hamburg 5:;, Td 040/86 12 711. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 2Cl Kirchenkreisn'rband Blankenese, '\Jiendorf u. Pinne­
lwrg ( l l - l' 1 / l' 2 

In der K i rchengemeinde Gnissa  u im Kirchenkreis Eu­
tin wird die Pfarrstelle \·akant und ist zum 1. Mai 1991 mit 
L'inem l'astor oder cine>r 1',1storin in einem eingeschr:inktt'n 
Dienst\'tThältnis CSO ': l zu lwsd,.L'n. Die ßesetzung erf, ,[gt 
durch \\'ahl des Kirchcnnirstandes. 

Gnissau ist mit ca. 850 Gemeindegliedern die kleinste selb­
ständige Kirchengemeinde im Kirchenkreis Eutin. Die Verwal­
tung wird vor Ort von einer Fachkraft erledigt. Ein Kinder­
spielkrL·is befindet sich im renm·ierten l'astGr<1t, das auch teil­
weic;e ,1ls Cemeindeh,1t:, mit genu t7t \\'ird. Ein L'igt·rw, 
Jugendh,ms ist gerade L'rstellt worden. DL'r Gottesdienst findet 
Htägig statt. Im Ort gibt es eigene Geschäfte und Einkaufs­
möglichkeiten. 

Die zukünftige Pfarrstelleninhaberin oder der zukünftige 
Pfarrstelleninhaber sollten Lust haben: 

a) an der \'ielfältigen 1\rbeit in einer kleinen, lebendigen und
überschaubaren Landgemeinde,

b) an der persönlichen offenen Begegnung im Gespräch oder
beim Besuch, bei Amtshandlungen und Predigt,

c) an der Zusammenarbeit mit einem Kirchenvorstand, der

L'igene Meinungen \'L'rtreten k,mn und c,elbst mit H,rnd
anlegt und lllÜL'rstüt/t ,

d) an einem kleinen ),fitarbeiterkreis, der Anregung und
Begleitung sich gerne wünscht, aber keine Bevormundung
oder Cberredung,

e) am selbständigen Arbeiten und eigene Akzente zu setzen.

ßc,\·erbungL'n mit au',führlichem, h,rndgcschriebenen Le­
ben,;lauf sind zu richll'n an den Herrn l'wpst des Kirchenkrei­
ses Eutin, Schloßstr. 13, 2420 Eutin. Weitere Unterlagen sind 
auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen Pastor Bag­
dahn, Kirchstr. 18, 2405 Gnissau, Tel. 0455fi/10 23, und Propst 
Dr. Drever, Schloßstr. 13. 2420 Eutin, Tel. n,i=,21/20 31-33. 

Abl,rnt der ßL'WL'rbung,frist: Vier vV,>L·lwn nach Ersclwirwn 
dieser Ausgabe des Gesd,- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Gnissau - P II / P 1 

* 

Die 2.Pfarrstelle desStudenten- u nd Hochschul pfar ­
ramtes  der N o r de l bischen  Ev.-Luth.  Kirche  in  
H amburg mit dem Dienstsitz in Hamburg -Arbeitsbereich 
Diakonie und Ökumene - wird vakant und ist umgehend mit 
einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung 
erfolgt durch Berufung der Kirchenleitung auf Zeit. 

Der Arbeitsbereich Diakonie und Ökumene ist eingerichtet, 
um die ca. 4.000 ausländischen Studierenden an der Universi­
tät und den Fachhochschulen in Hamburg zu begleiten. Es 
handelt sich dabei zum größten Teil um Studierende aus Län­
dern der 2./3. Welt. In der Arbeit nimmt die Beratung einzelner 
Studentinnen und Studenten sehr viel Zeit in Anspruch. Im 

Vordergnmd stehen Probleme der Lebenssicherung; seelsor­
gerliche Fr,1gL'n weflkn häufig erst im Laufe bng,·rcr Kontakte 
angesprochen. Konstitutiv ist die Entwicklung \ ,,n StudiL'nlw­
gleitprogr,1mmen in Zusammenarbeit mit dL·n H,ichschulen 
und den überregionalen Gremien der Evangelischen Studen­
tinnen- und Studentengemeinde (ESG). Der interreligiöse und 
interkulturelle Dialog soll das gegenseitige Verständnis zwi­
schen ausländischen und deutschen Studierenden fördern. 
Eine MitarbL•iterin und ausl,indisdw Honor,umitarbeiterin­
nen untL·rstüt,en diese J\rbt·it. VL'rwaltung;;kenntnisse sind 
hilfreich. Die ESG versteht sich als ökumenisch orientierte 
evangelische Gemeinde, die offen ist für neue Formen der 
Spiritualität. In der ESC treffen sich die, die auf der Suche sind 
nach der Lmsetzung ihres Glaubens in ihr persönliches und 
politisches Leben. Die ESC \'ersteht sich ab ein Ort, an dem 
SL•lbstver.1nt11·,irtl'lL'S HanLkln \·,,r Cott im gest·llschaftlichL'n 
Umfeld dt·r H,1ehschule diskutiert und prakti/iert werden 
kann. Von den Bewerbern wir envartet, daß sie sich kooperativ 
im Team der Pastorinnen und Pastoren und integrativ an der 
Gemeindearbeit der ESC beteiligen. Kenntnis der englischen 
Sprache ist not,vendig, Französisch oder Spanisch könnten die 
J\rbL'it erlekhtcrn, ebenso Auslandsaufenthaltt'. 

ßewerbungen mit ,1usführlichem, handgeschridwnen Le­
benslauf sind zu richten an die Kirchenleitung der Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche, Dänische Straße 21-35, 2300 Kiel 1. 

Weitere L nterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfte erteilen Pastorin Gehlhaar, ESC, Rentzelstra!5e 7, 2000 
Hamburg U. Tel. 040/ 41 17114-17, und Oberkrrcht·nratStarke, 
Nordelbischt'o Kirclwnamt, [\mische Strage 21-1::;, 2100 Kiel 
1, Tel. 0431/99 12 47. 

Ablauf der Bewerbungsfrist : Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Studenten- und Hochschulpfarrarnt in Hamburg (2) -
11 II / l' 1 

In der Kirchengemeinde H ans ü h n im Kirchenkreis Olden­
burg ist die Pfarrstelle vakant und umgehend mit einem Pastor 
oder einer Pastorin zu besd/L'n. DiL• Besetzung t'riolgt durch 
bischöfliche Frnennung nach ,\nhörung des Kirchenpatrons. 

Die zwischen Bungsberg und Hohwachter Bucht räumlich 
ausgedehnte Landgemeinde mit ca. 2.400 Gemeindegliedern 
war früher durch Gutsbezirke gegliedert und umfaßt neben 
bäuerlich strukturierten Ortschaften auch Neubaugebiete mit 
Pcndll'rn. In der S,1ison werden die Dörfer \,·egL'n der Niihe 
zum Ostsec•strand von Url,1u bc·rn besucht. !'red igt',tälten sind 
die Christuskirchc in Hansühn (Baujahr 18%), dort befindet 
sich auch der neu angelegte Friedhof, und die St. Johanniska­
pelle in Harmsdorf (Baujahr 1967). Außerdem steht für die 
Gemeindearbeit ein neu erbautes Gemeindehaus in Hansühn 
mit Saal und Gruppenräumen zur Verfügung; Chor, Jugend­
chor, Posaunenchor und Flötengruppen pflegen kirchenmusi­
kalische Aktivitäten. Eine Gemeindeschwesternstation wird 
von der Kirchengemeinde allein getragen. Alle Mitarbeiter 
sind gewohnt, für ihre Aufgabenbereiche selbständig zu pla­
nen und Veranstaltungen eigenverantwortlich durchzuführen 
und in das Gemeindeleben einzubringen. Der Kirchenvor­
stand wünscht sich einen Pastor oder eine Pastorin, der bzw. 
die sich mit ganzem Herzen mit seiner bzw. ihrer Gemeinde 
verbunden fühlt und dafür Sorge trägt, daß neben den vorhan­
denen Gemeindekreisen der Gottesdienst Mittelpunkt allen 
Gemeindelebens bleibt. Der Kirchenvorstand wartet auf einen 
Pastor oder eine Pastorin, der bzw. die sich auf eine lange 
gedeihliche am Evangelium orientierte Zusammenarbeit mit 
der Kirchengemeinde einstellen möchte. 
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Be,verbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel 
Holstein-Lübeck über den Herrn Propst des Kirchenkreises 
Oldenburg, Kirchenstraße 7, 2430 Neustadt (Holst.). 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfte erteilen für den Kirchenvorstand, Herr Schlünzen, 2320 
Nessendorf, Tel. 04382/295, der Patron, Herr von Abercron, 
2440 Testorf, Tel. 04382/302, und Propst Dr. Kramer, Kirchen­
straße 9, 2430 Neustadt (Holst.), Tel. 04561 /60 37. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungshlattes. 

Az.: 20 Hansühn P II / P 1 

* 

Die Pfarrstelle des Kirchenkre i ses  S to r m arn für  Re ­
l ig ionsgespräche an den Beruflichen Schulen des Kreises 
Stormam in Bad Oldesloe wird durch Zurruhesetzung des 
jetzigen Pfarrstelleninhabers mit Ablauf des Schuljahres 
1990/91 vakant und ist zum 1. August 1991 mit einer Pastorin 
oder einem Pastor zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 
Berufung durch den Kreiskirchenvorstand auf Zeit. 

Dem Inhaber der Pfarrstelle obliegt der Religionsunterricht 
an der Beruflichen Schule des Kreises Stormarn (Fachgymna­
sium/ Berufsfachschule) in Bad Oldesloe. Die Schülerinnen 
und Schüler kommen aus dem gesamten Landkreis Stormam. 

Der Schulpastor ist fest in das Kollegium der Schule inte­
griert, er ist für Lehrer und Schüler ein geschätzter Gesprächs­
partner. 

Eine Dienstwohnung kann nicht gestellt werden. Der Kir­
chenkreis Stormarn wird bei der Beschaffung einer geeigneten 
Wohnung behilflich sein. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Kirchenkreis Stormam, 
Rockenhof 1, 2000 Hamburg 67. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. 
Auskünfte erteilen Propst Kohlwage, Rockenhof 1, 2000 Ham­
burg 67, Tel 040 / 60 31 43 44, sowie Oberstudiendirektor Jäger, 
Schanzenbarg 2 a, 2060 Bad Oldesloe, Tel. 04531/8 60 11/12. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Religionsgespräche in den Beruflichen Schulen des 
Kreises Stormarn - P II/ P 2 

Stellenausschreibungen 

Die Ev.-Luth. Trinitatis-Kirchengemeinde Hohenhorst, Kir­
chenkreis Stormarn, sucht zum nächstmöglichen Termin 

eine Diakonin/einen Diakon oder 
eine Sozialarbeiterin/ einen Sozialarbeiter 

mit den Arbeitsschwerpunkten Kinder- und Jugendarbeit so­
wie allgemein diakonisch-soziale Aufgaben. 

Zum Aufgabengebiet gehört die Fortführung der bestehen­
den Gruppenarbeit, die offene Jugendarbeit (Jugendkeller), die 
Aus- und Fortbildung der nebenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, Verwaltungstätigkeit (Einwerbung von Ho­
norarmitteln und Zuschüssen, Kalkulation und Abrechnung), 
sowie Freizeitarbeit und Einzelfallhilfe. 

\Vir wünschen uns eine Diakonin/ einen Diakon bzw. eine 
Sozialarbeiterin/einen Sozialarbeiter, die/der sowohl selb­
ständig arbeitet, als auch zur Zusammenarbeit mit haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen bereit ist 
und die bestehenden Kontakte zu regiornilen Arbeitsbereichen 
aufrecht erhält. Erwünscht ist eine Mitarbeiterin/ ein Mitarbei­
ter mit Berufserfahrung. 

Die Vergütung erfolgt nach dem KAT-NEK. 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
bis zum 15. :viärz 1991 zu richten an den Kirchenvorstand der 
Trinitatis-Kirchengemeinde Hohenhorst, Halenseering 6, 2000 
Hamburg 73. 

Auskünfte erteilen Pastor Hans-Jürgen Buhl, Tel. 040 / 673 10 
82 und Pastor Johannes Calliebe-Winter, Tel. 040/673 16 04. 

Az.: 30 - Hohenhorst - E 3 

.. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirchengemeinde Eirene zu 
Harnhurg-Langenhorn sucht zum 1. April 1991 oder später 

eine Küsterin/einen Küster 
(Ganztagsstelle) 

Wir sind eine 2.500 Seelen-Gemeinde am nördlichen Rand 
von Hamburg. 

Wir suchen eine(n) evangelische(n), engagierte(n) Mitarbei­
terin /Mitarbeiter, die/ der bereit ist, mit Einsatz am Gemein­
deleben mitzuwirken. 

Die Vergütung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestelltenta­
rifvertrag (KAT-NEK). 

Wir haben für Sie als Dienstwohnung ein modernes Reihen­
haus im Gemeindezentrum Willersweg 31 (87 qm Wohnfläche / 
4 Zimmer) mit Garten und eigener Garage. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (inkl. Lichtbild) 
senden Sie bitte an den Kirchenvorstand der E\•.-Luth. Kirchen­
gemeinde Eirene, z.Hd. Herrn Pastor Wessel, Willersweg 31, 
2000 Hamburg 62. 

Ablauf der Bevverbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 30 Eirene zu Hamburg-Langenhorn - D 12  

* 

Die Kirchengemeinde Schönkirchen sucht zum 1. April 1991 
bzw. später einen h,mptamtlichen 

Rechnungsführer/-führerin 

mit guten Kenntnissen in der Haushalts-, Kassen- und Rech­
nungsführung. EDV-Kenntnisse sind Voraussetzung. 

Der bisherige Stelleninhaber geht nach 18jähriger, erfolgrei­
cher Tätigkeit in den Ruhestand. 

Es handelt sich um ein interessantes und umfangreiches 
Aufgabengebiet: 

- Kassen- und Rechnungsführung

- Aufstellung des Haushalts-Planes

- Personalführung

- Verwaltung des Friedhofs, des Grundbesitzes und der
Kindergärten und -stuben

- Mitarbeit im Kirchenvorstand

Die zentrale Verv-:altung für die 3 Pfarrbezirke liegt in Schön­
kirchen. 
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Wir wünschen uns einen Mitarbeiter, der kontaktfreudig, 
verantworlungc;bewul�t, ,mfgeschlussen und an den vielseiti­
gen Aufgaben interessiert i�t und sich am kirchlichen Gemem­
deleben beteiligt. 

des Kirchenvorstands: Herrn Pastor Eckart Ehlers, Blome­
weg -1, 2314 Schönkirchen. 

Die \'ergütunc; erfolgt nach dem kirchliclwn /\ngestdlten-T,1-
rif/ KAT. 

Richten Sie Ihre Bewerbung bitte mit Lebenslauf, Lichtbild 
und beglaubigten Zcugnis,1blichtungcn ,111 den Vorsitzenden 

Auskünfte erteilt der bisherige Stelleninhaber Herr Klaus 
Madei, Tel. vormittags: 04348 / 327, nachmittags: 0431 /1 32 83. 

Az: 30 KG Schönkirchen - D 12 

Personal n achri eh ten 

Bestätigt: 

\lit Wirkung vom 1. frbrnar 1991 die Wahl des Pastors z./\.. 
Christian Grab  b e t, z.Z. in Hamburg-Harburg, bei gleich­
zeitiger Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor 
auf Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum 
i'astor der 3. PL1rrstelle der Dreifaltigkeits-Kirclwnsemein­
de Hamburg-Harburg, Kirchenkreis Harburg. 

Einsdührt: 

Am 3. Februar 1991 der Pastor Jens Chan b 1 ey als Pastor in die 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Boren, Kirchenkreis An­
geln; 

am 27. Januar 1991 der Pastor Ralf Die z  als Pastor in die 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Schleswig für diakonische 
Aufgaben; 

am 29. Januar 1991 die Pastorin Christa L oo s e -S to  l t e  n ,  geb. 
Stolten, als Pastorin in die Pfarrstelle des Kirchenkreises 
Eckernförde für Seelst1rgc in den Krankenhäusern in 
Eckernförde und im Kreisalters- und -pflegeheim in 
Eckernförde; 

am 3lJ. Dezember ILJLJO der Pastor Hl>rst Me\·cr als Pa�tor in 
die 2. Pfarrstelle der Gemeinde der Bethlehemkirche zu 
Hamburg, Kirchenkreis Alt-Hamburg- Bezirk Mitte-; 

c1!1l 3lJ. Januar JlJlJ] die Pastorin Sus,mnc Ot to-Kempe r­
m an  n, geb. Otto, als Pastorin in die Pfarrstelle des 
Kirchenkreises Rantzau für Krankenhausseelsorge im 
Schv:erpunktkr,1nkenhaus Elmsh(1rn; 

am 20. Januar 1991 der Pastor Tom Pr alo v:.. geb. Beese, als 
Pastor in die Pfarrstelie Tingleff der Nordschleswigschen 
Gemeinde der '\ordelbischen E\'.-Luth. Kirche; 

am 3. Februar 1991 der Pastor Torsten Re imer  als Pastor in die 
2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Nusse-Behlendorf,
Kirchenkreis Lübeck;

am 1CL Februar 1991 die Pastorin Ursula S i eg-Pommere ­
n i g ,  geb. Sieg, als Pastorin in die 4. Pfarrstelle der 
Kirchengemeinde Segeberg, Kirchenkreis Segeberg; 

am 27. Januar 1991 der Pastor Wolfgang Vo igt  als Pastor in die 
1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Wellingbüttel, Kirchen­
kreis Stormarn- Bezirk Bramfeld-Volksdorf-;

In den Ruhes tand versetzt: 

Mit Wirkung vom 2. April 1991 derKOVR Richard Döll ing 
vom Rechnungsprüfungsamt der Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche. 
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